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!. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Wvhnttngsfürsorge . — Allgemeine Weisungen.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Oktober

1912 , Z . XII - 1162 (M . Abt . lila , 47 ) :
Mit dem Normal -Erlasse des Ministeriums für öffentliche Arbeiten vom

14 . August 1911 , Z . 213/72 -III (intimiert mit dem Statthalterei -Erlaffe vom
3. November 1911 , Z . X a -2686/1 ), wurden allgemeine Weisungen zum
Wohnungsfürsorgesondsgesetze vom 22 . Dezember 1910 , N .-G .-Bl . Nr . 242,
und zu dem hiezu unterm 14 Juni 1911 , R .-G -Bl . Nr . 113, kundgemachten
Statute des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds für Kleinwohnungen erlassen.

Die im 611. Stücke des Reichsgesetzblattes vom Jahre 1911 kund¬
gemachten Gesetze, und zwar R .-G .-Bl . Nr . 242 , betreffend Steuerbegünstigungen
für Neubauten , Zubauten , Ausbauten und Umbauten im allgemeinen und für Klein¬
wohnungsbauten insbesondere , Nr . 243 über Steuer - und Gcbührenbegünstigungeu
bei gemeinnützigen Bauvereinigungen , und Nr . 244 , betreffend die staatliche
Förderung der Wohnungsfürsorge , haben die Herausgabe eines neuen Statutes
des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds für Kleinwohnungen nötig gemacht, das
mit der Mmisterial -Kundmachung vom,9 . Februar 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 28, ver¬
lautbart worden ist. Die wesentlichen Änderungen dieses am 14 . Februar 1912
in Kraft getretenen Fondsftatutcs gegenüber dem alten Statute betreffen den
Begriff der Kleinwohnungen und Kleinbetriebsstätten und ihre Benützung
(Art . 8 , 9 und 10), die Erweiterung der Verpflichtungen des Wohnungs¬
fürsorgefonds im Falle der Bürgschaftsleistung (Art . 12), die Aufhebung der
strengen Bestimmungen des zweiten Absatzes des Art . 29 über Eigenhäuser
und die Festsetzung der Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit einer Bau-
Vereinigung (Art . 30).

Die Erlassung der obzitierten Gesetze und des neuen Fondsstatutes be¬
dingen auch eine Änderung des . eingangs zitierten Normal -Erlasses.

Da aber nachträgliche Änderungen erfahrungsgemäß die notwendige
Verläßlichkeit und Übersichtlichkeit derartiger normativer Weisungen leicht
beeinträchtigen , hat sich das Ministerium für öffentliche Arbeiten mit Erlaß
vom 27 . September 1912 , Z . 50534 -III , im Einvernehmen mit dem Finanz¬
ministerium und dem Ministerum des Innern bestimmt gefunden , diesen Erlaß
nach Vornahme der notwendigen Änderungen neuerlich zu verlautbaren ; hiebei
wurden der leichteren Orientierung halber die gegenüber der früheren Fassung
geänderten wichtigeren Stellen — Streichungen selbstverständlich ausgenommen
— strichliert.

Dies vorausgeschickt, kommt dem eingangs bezeichneten Normal -Eilasse
nunmehr folgender Wortlaut zu : Bei Beziehung hierauf wird sohin auch nur
das Datum und die Zahl des vorliegenden Erlasses zu zitieren sein.

Mit der im Einvernehmen mit dem Finanzministerium ergangenen Kund¬
machung des Ministeriums für öffentliche Arbeiten vom 9 . Februar 1911,
R .-G .-Bl . Nr . 28, wurde in Gemäßheit des Z 15 des Gesetzes vom 22 . De¬
zember 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 242 , an Stelle des mit der Kundmachung vom
14. Juni 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 113 , verlautbarten , das nunmehr seit 14 . Februar
1912 geltende Statut für den mit Z 1 dieses Gesetzes errichteten „ Staatlichen
Wohnungsfürsorgefonds für Kleinwohnungen " — im folgenden mit Wohnungs¬
fürsorgestatut zitiert — veröffentlicht , das in näherer Ausführung der Vorschriften
dieses Gesetzes die Bestimmung der Fondsmittel , die persönlichen und sachlichen
Voraussetzungen , sowie die Art , die Höhe und die rechtlichen Folgen der Fonds¬
kredithilfe regelt.

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem Ministerium des
Innern nimmt das Ministerium für öffentliche Arbeiten diese Verlautbarung
zum Anlaß , die Landesstellen und die ihnen untergeordneten Behörden auf
dieses Gesetz und das zu demselben erlassene Statut sowie die sich daraus für
die politischen Behörden ergebenden Aufgaben aufmerksam zu machen.

Nach Z 4 des Gesetzes und Art . 3 W .-F .-St . liegt die Hauptbestimmung
des genannten Fonds in der Übernahme der Bürgschaft für anderweitig auf-
zunehmende Darlehen und deren Verzinsung , und zwar in der Regel für
Darlehen in der Rangsordnung über der durch das allgemeine bürgerliche
Gesetzbuch (Z 230 ) festgesetzten Mündelsichcrheitsgrenze (mittelbare Kredithilfe ).
Durch diese mittelbare Kredithilfe unter subsidiärer Haftung des Staates (Z 10
des Gesetzes und Art . 5 W .-F .-St .) und dadurch , daß nach Z 11 des Gesetzes
und Art . 5 W .-F .-St . die so verbürgten Darlehen , auch wenn sie über die
Mündelsicherheitsgrenze des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches hinausgeheu,
als mündelsichere gelten , soll der auf die Verbesserung der Wohnungsverhältuiffe
der minderbemittelten Bevölkerung gerichteten Bautätigkeit die Kapitals¬
beschaffung, namentlich die Beschaffung entsprechend billiger zweiter Hypotheken
erleichtert und sollen insbesondere die Kapitalien der großen öffentlichen und
privaten Kreditinstitute dem erwähnten Zwecke dienstbar gemacht werden.

Die Gewährung unmittelbarer Darlehen durch den Fonds ist zwar auch
vorgesehen (Z 4 des Gesetzes, Art . 3 W .-F .-st .), doch ist diese Art der Kredit¬
hilfe, wie dies schon aus der verhältnismäßigen Beschränkung der hiefür aus¬
geworfenen Mittel (Art . 3 W .-F .-St .) hervorgeht , nur als eine ausnahmsweise
gedacht; sie soll vornehmlich nur dann stattfinden , wenn andere Kreditguellen
versagen.

Der Fonds kann ferner , und zwar sowohl wenn er das über die
Pupillarsicherheitsgrcnze hinausgehende Darlehen selbst gewährt , als auch wenn
er für solche Darlehen eines anderen Darlehensgebers die Bürgschaft über¬
nimmt , schon während der Bauzeit entweder selbst Vorschüsse gegen seinerzeitigc
Refundierung leisten oder die von dem ersten oder zweiten Satzgläubiger
gewährten Vorschüsse verbürgen . Mit der dadurch eröffneten Möglichkeit der
Erlangung eines billigen Baukredites wird ein Hindernis beseitigt , das sich
bisher nebst der Schwierigkeit der Beschaffung zweiter Hypotheken der Ent¬
faltung der gemeinnützigen Bautätigkeit entgegengestellt hat.



20 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien Nr . 25 , 28 . März 1913

Weiter kann der Fonds Kredithilfe auch zur Ablösung von auf solchen
Kleinwohnungsbauten lastenden Hypotheken in nicht erster Rangsordnung
gewähren , welche vor Inkrafttreten des Gesetzes errichtet worden sind. (Kon¬
vertierung von Hypotheken , 8 4 des Gesetzes und Art . 7 W .-F .-St .)

Art . 17 W .-F .-St . läßt endlich auch die bloße Zusicherung mittelbarer
oder unmittelbarer Kredithilfe zu ; eine solche Zusicherung kann , allerdings nur
unter gewissen Einschränkungen , auf behufs Erwerbung eines nicht sofort zur
Verbauung gelangenden Grundstückes erfolgen.

Die Kredithilfe des Fonds kann , ob sie nun in der Form der Bürg-
schaftsübernahme oder der unmittelbaren Darlehensgewährung erfolgt , nur be¬
stimmten juristischen Personen , und zwar Selbstverwaltungskörpern , öffentlichen
Körperschaften und Anstalten gemeinnütziger Bauvereinigungen , Stiftungen
u . dgl ., nicht aber physischen Personen zugewendet werden . (Z 4 des Gesetzes
und Art . 14 W .-F .-St .) Bemerkt wird , daß regulativmäßige Sparkassen zu
den genannten juristischen Personen nicht gerechnet werden können , und daß
daher Sparkassen zwar als Darlehensgeber , nicht aber auch als Darlehens¬
nehmer auftreten können.

Die Erfordernisse , welchen die Statuten gemeinnütziger Banvcreinigungen
entsprechen müssen , sind in Art . 14 und 30 des Statuts aufgezählt ; besonders
wichtig sind : der Genossenschaftszweck (Verbesserung der Wohnverhältnisse der
minderbemittelten Bevölkerungsklasse ungehörigen Genossenschaftsmitglieder durch
Erstellung von Kleinwohnungen im Sinne des Gesetzes vom 22 . Dezember
1910 , R .-G .-Bl . Nr . 242 , und des hiezu erlassenen W .-F .-St .), dann die Be¬
schränkung der Dividende auf höchstens 5 Prozent , ferner die Beschränkung,
daß bei der Vermögensverteilung im Falle der Auflösung der Vereinigung den
Mitgliedern nicht mehr als die Rückzahlung der eingezahltcn Beträge zuge¬
sichert wird , und als Erfordernis der Genehmigung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten für bestimmte Statutenänderungen ; besondere Bestimmungen
gelten für jene Vereinigungen , welche die Erstellung von Eigenhäusern und für
jene , die für diese Zwecke und damit zusammenhängend den Spareinlagen¬
verkehr in ihren Geschäftskreis ausgenommen haben . Ein den Anforderungen
des Art . 14 und 30 Rechnung tragendes Musterstatut für gemeinnützige Bau¬
genossenschaften (als der häufigsten Form organisierter Selbsthilfe auf dem
Gebiete der Wohnungsfürsorge ) wurde vom Ministerium in der jüngsten Zeit
herausgegeben . (Das in deutscher Sprache herausgegebene Muster¬
statut entspricht nicht mehr den gedachten Anforderungen , und wurde deshalb
außer Kraft gesetzt.) Öffentliche Körperschaften , Selbstverwaltungskörper und
Anstalten sind insofern begünstigt , als bei denselben von dem sonst erforder¬
lichen Ausweise über die Vermögensanlage (Art . 16), bei öffentlichen Anstalten
und Körperschaften überdies auch von der hypothekarischen Sicherstellung
(Art . 19) abgesehen werden kann.

Als Objekte , für welche die Kredithilfe des Fonds in Anspruch ge¬
nommen werden kann , kommen der auf die Verbesserung der Wohnungs¬
verhältnisse der minderbemittelten Bevölkerung gerichteten Tendenz des Gesetzes
gemäß nur Kleinwohnungen in Betracht (ß 6 des Gesetzes). Als solche gelten
nach H 0 dcS Gesetzes und Art . 6 W .--F .-St . :

1. Baulich in sich abgeschlossene Wohnungen , deren bewohnbare Fläche
(Wohnzimmer , Wohnkammern und bewohnbare Küchen) mit Ausschluß der
Nebenräume (Vorzimmer , Speise -, Badezimmer , unbewohnbare Küchen und
sonstiges Zubehör ) das Ausmaß von 80 m - nicht übersteigt (Z 6 des Wohnungs¬
fürsorgefondsgesetzes ), Küchen mit einem Flächenausmaß von höchstens 12 - n?
werden , falls sie einen gemauerten Herd besitzen und nicht für sich selbst eine
baulich abgeschlossene Wohnung bilden (Wohnküche), ohne Rücksicht auf ihre
sonstige Ausstattung als unbewohnbar behandelt ; von den Küchen aus zu¬
gängliche Dienstbotenräume von nicht mehr als 12 sind in die bewohnbare
Bodenfläche nicht einzurechnen (vgl . D .-V .-O . vom 28 . Juni 1912 , R .-G .-Bl.
Nr . 162 , zum Gesetze vom 28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 242 ) ;

2. die an die einzelnen Benützer vermieteten , von anderen Räumen baulich
abgeschlossenen Wohnräume in Ledigenheimen , und

3. baulich abgeschlossene Schlafsäle in Schlaf - und Logierhäusern , deren
Bodenfläche 80 m ? nicht übersteigt.

Die belehnbaren Gebäude müssen nicht ausschließlich Kleinwohnungen
enthalten , vielmehr ist eine Verbindung mit größeren Wohnungen und mit
Geschäftslokalitäten möglich ; doch muß die bewohnbare Gesamtfläche der Klein¬
wohnungen , das ist bei Familienhäusern die Summe der als Wohnzimmer,
Wohnkammern und bewohnbaren Küchen benützten Bodenflächen , bei Ledigen¬
heimen , Schlaf - und Logierhäusern die für die Zwecke dieser Anstalten be¬
stimmten Bodenflächen unter Hinzurechnung der für den ordentlichen Betrieb
der Anstalten erforderlichen Nebenräume zwei Drittel der bewohnbaren Gesamt¬
fläche des Hauses betragen . Zu Geschäfts - oder zu gewerblichen Zwecken dienende
Räume müssen , sofern sie nicht baulich in sich abgeschlossene Kleinbetriebsstätten
sind , in die bewohnbare Gesamtfläche des Hauses eingerechnet werden , welche
Vorschrift in Verfolg der gemeinnützigen Tendenz Zdes Gesetzes die Belehnung
solcher Häuser ausschließt , die zum überwiegenden Teile aus Geschäftslokalitäten
und nur zum geringsten Teile aus Kleinwohnungen bestehen. Baulich in sich
abgeschlossene Kleinbetriebsstätten werden in die bewohnbare Gesamtfläche zwar
nicht eingerechnet , es darf aber — das Gesetz ist ja ein Wohnungsfürsorge¬
gesetz — eine Kleinbetriebsstätte nur au den Inhaber einer Kleinwohnung im
selben Hause vermietet werden (qualifizierte Betriebsstätte , vgl . Z 10, Absatz 2
des Gesetzes vom 28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 212 , und Art . 10, P . 4
W .-F .-St .).

In Ledigenheimen , Schlaf - und Logierhäusern dürfen zu Geschäfts - oder
gewerblichen Zwecken dienende Räume nur ausnahmsweise errichtet werden,
doch gelten die in diesen Anstalten für deren eigene Zwecke bestimmten Betriebe
(Kantinen , Friseurstubcn , Wäscheputzerei rc.), da sie nicht den Charakter eines
„Gewerbes " im Sinne der Gewerbeordnung haben , nicht als Kleinbetriebs¬
stätten.

Eine besondere Stelle unter den belehnbaren Objekten nehmen die schon
erwähnten „ Eigenhäuser " ein, das sind Häuser mit einer beschränkten Anzahl
von Kleinwohnungen , welche zur Eigentumsübertragung an physische Personen
bestimmt sind. Die Förderung des Baues solcher Häuser durch den Wohnungs-
fürsorgefonds , welche im Art . 29 des Statutes eingehend geregelt^ erscheint,
will den in weiten Bevölkerungkrcisen herrschenden Bestrebungen nach Schaffung
eines eigenen Heimes Rechnung tragen . Selbstverständlich wird sich diese Idee
von Eigenhäusern nur dort verwirklichen lassen, wo die Grundpreise noch keine
solche Höhe erreicht haben , welche die notwendige Rentabilität derartiger Häuser
in Frage stellen.

Die auszuführenden Bauten müssen nach Z 6 des Gesetzes und Art . 8
W .-F .-St . in bautechnischer, sanitärer und sittcnpolizeilicher Hinsicht den An¬
forderungen gesunder und billiger Bolkswohnungen entsprechen ; selbstverständlich
müssen auch die anzukaufcnden Häuser diesen Anforderungen entsprechen oder
doch im Sinne derselben umgebaut oder umgestaltet , beziehungsweise adaptiert
werden . Wenn auch die einschlägigen Projekte in dieser Richtung vom Mini¬
sterium fachmännisch überprüft werden , so erscheint es doch notwendig , daß
auch bei den einschlägigen baubehördlichen Verhandlungen die gedachten
Momente gebührend wahrgenommen werden und daß zu diesem Behufe den
gedachten Verhandlungen im Sinne der in den einzelnen Bauordnungen
enthaltenen Vorschriften geeignete fachmännische Sachverständige zugezogen
werden.

Eine Fondskredithilfe wird in der Regel nur zu den Neubauten gewährt
werden , weil der Natur der Sache nach nur durch eine Vermehrung des
Wohnungsangcbotcs der Wohnungsnot am wirksamsten gesteuert werden kann.
Zu Hausankäufen wird eine Fondskredithilfe nur ausnahmsweise dort be¬
willigt werden können, wo sich der Ausführung von Neubauten unüberwind¬
liche Schwierigkeiten entgcgenstellen (Terrainschwierigkeiten , Jnundationsgebiet,
Festungsrayon u. dgl .), oder wo ein Hausankauf ganz besonders günstige
Chancen bietet.

Für die Ermittlung des Betrages , bis zu welchem eine Fondskredithilfe
erfolgen kann , ist die im Gesetze und Statute normierte Unterscheidung zwischen
dem Gesamtwerte und dem anrechenbaren Werte der Liegenschaft maßgebend
(M 5 und 8 des Gesetzes und Art . 10 und 11 W .-F .-St .). Bei Ermittlung
des anrechenbaren Wertes kommen in Betracht : der Wert des Grundstückes
und der Wert jenes Teiles des Hauses , der von Kleinwohnungen (unter An¬
rechnung auch der nicht bewohnten Räume derselben) in Anspruch genommen
wird , ferner der Wert der sogenannten „ anrechenbaren Ausstattungen " , das
find Kleinbetriebsstätten unter den bereits oben angegebenen Voraussetzungen,
dann bei nur für landwirtschaftliche Berufsangehörige bestimmten Häusern auch
die Wirtschaftsräume (Stall und Scheune ) und ein landwirtschaftliches Grund¬
stück, das aber -nicht mehr als 1 üa umfassen darf , und dessen Wert zum Werte
des zu belehnenden Hauses in einem untergeordneten Verhältnisse stehen muß;
auch darf ein solches der landwirtschaftlichen Bevölkerung dienendes Haus von
nicht mehr als einer Familie bewohnt werden und es muß das Oberhaupt der
Familie verpflichtet sein, das Grundstück tunlichst nur mit seinen Angehörigen
zu bebauen.

Die Kredithilfe des Fonds darf nicht mehr als 90 Prozent des anrechen¬
baren Wertes der zu belehnenden Liegenschaft betragen und darf unter Hinzu¬
rechnung sämtlicher im Range vorangehenden Hhswthekarforderungen die
Liegenschaft nicht über 90 Prozent ihres Gesamtwertes belasten . Der Effekt
dieser Unterscheidung zwischen Gesamtwert und anrechenbarem Wert für die
Ermittlung der Höhe der Fondskredirhilfe wird durch die in der Anmerkung
zu Art . 11 W .-F .-St . angeführten zwei Beispiele klar und deutlich veran¬
schaulicht. Diese Unterscheidung schafft eine gewisse Garantie dafür , daß die
Fondskredithilfe vor allem Anfonderungen zugute kommt, die tatsächlich durch
die Erstellung von Kleinwohnungen erwachsen.

Ein Zehntel des gesamten Bauaufwandes einschließlich des gesamten
Grunderwerbes , beziehungsweise der Gesamtkosten für ein zu erwerbendes
Haus hat der Bewerber um eine Fondskredithilfe ans eigenen Mitteln aufzu¬
bringen , bei Eigenhäusern genügt es, wenn der Anwärter auf ein solches Haus
dem Darlehcnswerber dieses Zehntel als unkündbaren Vorschuß bar zur Ver¬
fügung gestellt hat . Die Finanzierung eines mit Fondskredithllfe zu bewerk¬
stelligenden Hausbaues oder Hanserwerbes wird also in der Regel in der
Weise erfolgen , daß 10 Prozent des Bauaufwandes vom Darlehensnehmer
aus eigenen Mitteln , 50 Prozent durch die erste Satzpost und die restlichen
40 Prozent des Aufwandes durch das von den Fonds zu „verbürgende , be¬
ziehungsweise zu gewährende Darlehen aufgebracht werden . (Uber die Möglich¬
keit der Gewährung von Vorschüssen an gemeinnützige Bauvercinigungen zum
Zwecke der Ergänzung der notwendigen Eigenmittel , siehe das Gesetz vom
28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 244 , betreffend die staatliche Förderung der
Wohnungfürsorge , und die Durchführungs -Verordnung hiezu vom 9. Februar
1912 , R .-G .-Bl . Nr . 29 .)

Die vom Darlehensnehmer im Falle der Gewährung der Fondskredlt-
hilfe zu übernehmenden Verpflichtungen und die Folgen der Nichteinhaltung
derselben sind in Art . 19, 23 bis 28 , soweit Eigenhäuser in Betracht kommen,
auch im Art . 29 normiert . Diese Verpflichtungen betreffen teils die Bewirkung
der erforderlichen Fondssicherheit , teils die Sicherstellung der mit der Fonds¬
zuwendung intendierten gemeinnützigen Zwecke.

Außer dem Darlehensnehmer müssen aus Rücksichten der Fondssicherheit
auch die Hypothekargläubiger , und zwar sowohl diejenigen , welche das vom
Fonds zu verbürgende Darlehen gewähren , als auch jene, deren Pfand¬
forderungen einem vom Fonds gewährten oder verbürgten Darlehen im Range
vorangehen , gewisse Verpflichtungen übnnchmen , und zwar haben sie sich zu
verbinden , die Fondsverwaltung von einer etwa geplanten Zession oder Kon¬
vertierung ihrer Hypothekardarlehen oder eines Teiles derselben, die erst¬
genannten Gläubiger auch von jeder Sänmnis des Schuldners in der Ent-



Nr . 25 , 28 . März 1913Amtsblatt der k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien . — 21

richtung von Annuitäten und von jeder dem Schuldner gewährten Stundung
einer Annuität innerhalb der angemessenen Frist zu verständigen und kein neues
Darlehen im Nahmen des noch nicht gelöschten Pfandrechtes für die getilgten
Darlehensraten zu gewähren . (Art . l3 des Statuts .) Diese letztere Verpflichtung
sichert das Aufsteigen des vom Fonds verbürgten oder gewährten Darlehens in
die höhere Rangordnung.

Zwecken der Fondssicherheit dient endlich das Überwachungsrecht der
Fondsverwaltnng (Art . 28 ), dem sich der Darlehensnehmer vertragsmäßig zu
unterwerfen hat (Art . 23 F .-W .-St .), und die Möglichkeit der Erwerbung von
Liegenschaften und Forderungen durch den Fonds (Art . 30 des Statuts ) Neben
diesem vertragsmäßigen Uberwachungsrechte , das sich nur auf solche gemein¬
nützige Bauvereinigungen erstreckt , die eine Kredithilfe aus dem Wohnunqs-
fürsorgefonds erhalten haben , steht dem Ministerium für öffentliche Arbeiten
gegenüber allen jenen Bauvereinignngen , welche die Begünstigungen der Gesetze
vom 28 . Dezember 1911 , R, - G .-Bl . Nr . 242 und 243 , genießen , ohne Rücksicht
darauf , ob sie eine Fondskredithilfe erhalten haben oder nicht das in diesen
Gesetzen (h 20 des erstbezogcnen und . 8 7 des zweitbezogencn Gesetzes ) qe-
gründete , also gesetzmäßige Recht zur Überwachung der Gemeinnützigkeit zu.
(Siehe über dieses Uberwachungsrccht die Ministcrial - Verordnung vom
9 . Februar 1912 , R .-G .-Bl . Nr 30 .) "

Die Fondsverwaltung steht dem Ministerium für öffentliche Arbeiten im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium zu . (Art . 1.) Gesuche um Fonds-
kredithilfe sind , wenn es sich um Bürgschaftsübernahme handelt , vom - Dar-
lehenswerber beim Ministerium für öffentliche Arbeiten in Angabe des in Aus¬
sicht genommenen Darlehensgebers oder beim Darlehensgeber selbst einzubringen,
de^ falls er das Gesuch nicht abweist , dasselbe dem Ministerium mit dem Er¬
suchen um Bekanntgabe vorlegen kann , ob und in welchen Grenzen der Fonds
zur Übernahme der Bürgschaft bereit ist . Gesuche um Bewilligung unmittel-
barer Darlehen sind beim Ministerium einzubringen . Die Jnstruierunq der
Gesuche um Fondskredithilfe schreibt Art . 15 des W .-F .-St . eingehend vor.
Uber die Gesuche entscheidet das Ministerium für öffentliche Arbeiten im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium . (Art . 15 .) Endlich steht dem Ministerium
M " ssentllche Arbeiten auch das schon oben erwähnte Überwachungsrecht zu.

N -G -Bl Nr ^ 30 ^ ' MuM ^ m ^ Berordnung vorn 9 . Februar 1912,
In allen den genannten Belangen sind nun die politischen Behörden zur

Mitwirkung berufen und es wird daher Aufgabe der juristischen und technischen
Beamten dieser Behörden sein , sich mit den Bestimmungen des Wohnunqs-
fürsorgegesetzes und des Statutes eingehend bekannt zu machen.

^ Mitwirkung der politischen Behörden wird insbesondere in folgenden
Fallen in Betracht kommen:

I . Erhebung der Bedürfnisfragc : Bestätigung der
Wohnungsnot nach der M i n i st e r i a l - Be r o r d n u n g vom

9 . Februar  1912 , R .-G .-Bl . Nr . 29.

Prinzipielle Voraussetzung für die Gewährung einer Fondskredithilfe ist
nach Art . 3 W .-F .-St . , daß an dem betreffenden Orte ein nachweisbares
dringendes Bedürfnis für die Verbesserung der Wohnverhältnisse der minder¬
bemittelten Bevölkerung vorliegt . Die in der modernen wirtschaftlichen Ent¬
wicklung begründete , örtliche Verschiebung der Bevölkerung hat es im Zu¬
sammenhänge mit der verstärkten Zunahme der Bevölkerung mit sich gebracht,
daß gegenwärtig ein gewisser Wohnungsmangel sich nahezu allenthalben bemerk¬
bar macht . Es kann schon im Hinblicke auf die Beschränktheit der Fondsmittel
nicht Zweck des Wohnungfürsorgefonds sein , diesem allgemeinen Wohnunqs-
rnangel zu steuern . Aufgabe des Wohnungsfürsorgefonds ist es vielmehr , dort
elnzugrelfen , wo der andauernde Wohnungsmangel schon eine gewisse Höhe
erreicht hat , und wo namentlich von der privaten Bautätigkeit eine aus¬
reichende Regelung bei einem Mißverhältnisse zwischen Angebot und Nachfrage
nicht mehr erhofft werden kann . Die Beantwortung dieser , für eine richtige
Verwendung dieser Fondsmittel so wichtigen Frage wird den politischen Be-

und es ist daher diesen Erhebungen , wenn sie im Bedarfsfalls
anläßlich einzelner Gesuche um Fondskredithilfe von hier aus angeordnet

eil " besondere Sorgfalt zu widmen . Bloße Pauschalberichte , wie solche
anläßlich der Gesuche um Kredithilfe aus dem „Kaiser Franz Josef I . Re-
giernngstubrläums -Fonds 1906 " vielfach erstattet wurden , genügen hier nicht.
Die Unterbehorden werden vielmehr die einschlägigen Verhältnisse eingehend zu
schildern und darzulegen haben , ob und inwieweit ein dringendes Bedürfnis
für die Verbesserung der Wohnverhältnisse gerade jener Bevölkerungsklasse vor-
liegt , für welche die Kredithilfe in dem betreffenden Falle angestrebt wird , das
heißt , ob geeignete gesunde Wohnungen für Altgehörige dieser Bevölkerunqs-

-sttweder nicht oder nicht im zureichenden Maße oder nur zu unverhält¬
nismäßig hohen Preisen erhältlich sind . Dabei ist zu berücksichtigen , daß an
einem Orte zwar kein absoluter , wohl aber ein relativer , eine bestimmte Be-
vülkerungsschichtc treffender Wohnungsmangel vorhanden sein kann.

Zur näheren Beleuchtung der . Verhältnisse und , um auch der Statt¬
haltern sowie dem Ministerium eine Überprüfung der Anschauungen der unteren
Bustauzen zu ermöglichen , sind nach Tunlichkeit einschlägige statistische Daten
veizuvrlngen . Hieher gehört insbesondere die Einwohnerzahl in dem betreffenden
(V . Volkszählung unter vergleichsweiser Beisetzung der vor-
lctzten Volk ^zahlungsdaten ; ist seit der letzten Volkszählung schon ein geraumer
Zeitraum verflossen , und ist in dem betreffenden Orte für eine entsprechende
Evidenzhaltung der Bevölkerung gesorgt , so ist auch die sich hiernach ergebende
Bevölkerungszahl anzugeben . Ergibt sich aus dem Vergleiche dieser Daten eine
bemerkbare Zu - oder Abuahme der Bevölkerung , so ist sich unter Angabe der
mutmaßlichen Gründe zu äußern , ob cs sich hiebei um eine voraussichtlich bloß
vorübergehende , oder um eine in gewissen wirtschaftlichen Momenten be-

grüiwete dauernde Erscheinung handelt , da dies ein relevantes Moment für
^ Beurteilung der Bedürfnisfrage , aber auch für die Fondssicherheit bildet . Da
für tue Bevölkerungsbewegung und für die Wohnverhältnisse - von der land¬
wirtschaftlichen Bedürfnisfragc abgesehen — auch die industrielle Entwicklung
in dem betreffenden Orte und in dessen Umgebung von Bedeutung ist, so ist
auch diese zu schildern und dabei insbesondere anzugeben , ob für den betreffenden
Ort nur eine oder mehrere Industrien in Betracht kommen . Als weiterer
Faktor ist die Häuserzahl anzuführen , und dabei zu bemerken , ob die Bau¬
tätigkeit m den letzten Jahren eine rege war , und ob dieselbe auch der in
Frage kommenden Bevölkerungsklasse zugute gekommen ist oder nicht . Im Falle
eines Darmederliegens der Bautätigkeit sind auch die Gründe anzugeben -
namentlich wird zu bemerken sein , ob etwa die geringe Verzinsung der in
Häusern investierten Kapitalien — diese Verzinsung ist wenigstens approximativ
mit Prozenten anzugeben - an der geringen Bautätigkeit Schuld ist, und auf
welche Ursachen die ungünstige Verzinsung zurückzuführen ist.

Als drittes Moment sind die zur Zeit für Kleinwohnungen und Klein-
betrlebsstatten üblichen Mietzinse unter vergleichsweiser Beisetzung der Miet¬
zinse für größere Wohnungen und Geschästslokalitäten anzugeben , wobei zu
bemerken ist, ob etwa die Mietzinse eine Steigerung in der letzten Zeit erfahren
haben , diese Mietzinssteigerung eine allgemeine gewesen ist, oder ob und
welche Wohnungskategorien dieselbe vornehmlich getroffen hat , und ob etwa
auch eine weitere allgemeine oder partielle Mietzinssteigerung zu besorgen ist.
namentlich ob dies voraussichtlich dann für Kleinwohnungen der Fall sein
durfte , wenn das den Erhebungen zugrunde liegende Projekt nicht zur Aus¬
führung gelangen würde.

Uber die Bedürfnisfrage werden auch die im Sinne des 8 15 des
Wohnungsfursorgegesetzes etwa gebildeten Wohnungs -Ausschüsse zu hören sein-
(stehe die Mimsterialverordnung vom 18 . August 1911 , R .-G .-Bl Nr 166
und den Normal -Erlaß des Ministeriums für öffentliche Arbeiten vom
29 . August 1912 , Zahl 16291 - III , Statthalterei -Erlaß vom 25 . Okober 1912,

X11 - 1046 ), die Einholung von Äußerungen anderer Korporationen und
Faktoren — zum Beispiel bei zu errichtenden Arbeiterwohnhäusern ein Gut¬
achten der Gewerbe -Inspektoren — bleibt dem Ermessen der Unterbehörden
anheimgestellt . Die etwa eingeholten Äußerungen sind dem betreffenden Akte
beizuschließen , und es ist in dem zu erstattenden Berichte stets zu bemerken , ob
b' k . Horde sich den m diesen Äußerungen ausgesprochenen Ansichten ver-
w ^ Ministerial -Verordnung vom 9. Februar 1912,
N .-G .-Bl . Nr 29 ist die bereits oben erwähnte Gewährung von kündbaren,
verzinslichen Vorschüssen an gemeinnützige Bauvereinigungen gemäß dem Ge¬
setz vom 28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 244 , unter anderem davon ab-

no ? besteht ^ ^ pasche Behörde bestätigt , daß an dem Orte eine Wohnungs-

, Bei Ausstellung dieser Bestätigungen ist von analogen Gesichtspunkten
auszugehen , wre sie nn Vorstehenden über die Erhebung der Bedürfnisfragc
dargelegt wurden , nur ist, da die obzitierte Ministerial -Verordnung das Vor¬
handensein einer „ Wohnungsnot " als Voraussetzung der Gewährung der Vor-

Maßstab " anzulegen der maßgebenden Verhältnisse ein rigoroserer

II . Stellung der Gemeinde.

Verwirklichung gemeinnütziger Bauprojekte hängt bei der heutigen
auch von der Stellung ab , die die autonomen Behörden,

namentlich die Gemeinden , als Baubehörden ihnen gegenüber einnehmen . Die
Unterbehorden werden daher auf Grund geeigneter Erhebungen in den einzelnen

ö" ^ richten haben , wie sich die Gemeinde zu dem einzelnen Projekt
"b insbesondere nicht etwa die Erteilung der notwendigen bau¬

behördlichen Konsense auf Schwierigkeiten stoßen würde.

III . Persönliche Qualifikation der an der Spitze gemein¬
nütziger Bauvereinigungen stehenden Funktionäre.

^ ' " erncchren Darlegung , daß bei dem ungünstigen Ver-
halt .nsse, m welchem das Eigenkapital gemeinnütziger Bauvereiniqunqen zu
den fremden aufgenommenen Kapitalien , insbesondere zu den vom Fonds ge-
Kte » ^ bürgten zweiten Hypotheken steht , die Sicherheit des Fonds

nicht in letzter Llme von der Leitung der genannten Vereinigung abhänqt . Die
an der Spitze solcher Vereinigungen stehenden Per-

^ daher ein Moment , das , wenn es auch nicht im Fondsstatute aus-
^bcklich ist, doch vor allem bei der Frage der Gewährung einer

Mit zu berücksichtigen kommt . Was hier verlangt werden muß,
ist, daß die leitenden Funktionäre schon in ihrer Person eine gewisse Gewähr für
eine klaglose Erfüllung der nnt einer Fondskredithilfe zu übernehmenden Ver¬
pflichtungen und damit für die Fonds -Sicherheit bieten . In dieser zzinfickit
wird es zunächst darauf ankommen , ob die gedachten Personen unbescholten

vorbestraft sind . Allerdings vermag nicht schon jede Vorbestrafung
m Frage zu stellen ; man wird vielmehr die Art der

strafbaren Handlung , den Tatbestand , die Länge des seit der Abstrafung ver-
flossencnZeltraumes und das bisherige Verhalten des Betreffenden zu berücksichtigen
haben . Wetter muffen die leitenden Personen einen gewissen Ordnungssinn
zeigen und das zur Führung eines solchen Unternehmens notwendige Ver-

^ ^ forderlichen Kenntnisse besitzen oder doch die Fähigkeit haben,
sich dieses Verständnis und diese Kenntnisse anzueignen . Die Zugehörigkeit zu
der Minderbemittelten Bevölkerungsklasse oder zu einem bestimmten Stande
oder zu emer Poetischen Partei — diese Momente werden nicht selten von den
untergeordneten L-icherheitsorganen als Gründe mangelnder Vertrauenswürdiq-
Es ba ? angeführt — sind selbstverständlich nicht ausschlaggebend.
Es hat sich vielmehr gezeigt , daß auch Angehörige der minderbemittelten , mit
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keiner qualifizierten Vorbildung ausgestatteten Bevölkerungsklassefür ine Per m
Frage kommenden Unternehmungen ausreichendes Verständnis zeigen und sich
in Kürze die zur Führung eines solchen Unternehmens notwendigen Kenntnisse
recht gut aneignen ; auch darf nicht übersehen werden, daß nach dem den ge¬
meinnützigen Bauvereinigungen zugrunde liegenden Prinzipien der „Selbst¬
hilfe" Bauvereinigungen hauptsächlich von den zunächst interessierten Unge¬
hörigen der wirtschaftlichen schwächeren Bevölkerungsschichten gegründet und
geleitet werden, und daß man daher vor allem mit Angehörigen dieser Kreist
bei der Gründung und Leitung solcher Vereinigungen rechnen mutz. Endlich
werden auch die Erwerbs - und Einkommens- und Vermogensverhaltmsse der
Funktionäre ins Auge zu fassen sein, weil Personen, die in ihrer Privatwirt¬
schaft nicht hauszuhalten verstehen, verschuldet sind und m ungeordneten Ver¬
hältnissen leben, nicht als zur Leitung eines genossenschaftlichenUntemehmens
geeignet erscheinen, das bei seinem Betriebe fortlaufend auf fremdes Geld und
auf die schwer erworbenen Ersparnisse kleiner Leute so sehr angewiesen i,t , wie
eine Bauvereinigung . ..... . . . . ^

Di ? zur Feststellung der persönlichen Qualifikation notwendigen Er¬
hebungen werden selbstverständlich streng vertraulich unter Wahrung des Rufes
der betreffenden Personen und der von ihnen geleiteten Bauvereinigungen zu
führen sein. Sind daher diese Personen dem Amte nicht ohnehin schon bekannt
und kann sich das Amt die zur Beurteilung der persönlichen Qualifikation
notwendigen Momente nicht durch persönliche Fühlungnahme mrt dein Be¬
treffenden verschaffen — ein Modus , der namentlich für die Beurteilung der
Intelligenz wohl der Zweckmäßigste wäre — so werden die u°twendigen Er¬
hebungen mit der nötigen Vorsicht, daher womöglich durch die lande-ffurstlichen
Sicherheitsorgane vorzunehmen sein, welche aber im Sinne obiger Ausfuhrungen
entsprechend belehrt werden müßten . Die erstatteten Relationen sind fetten- der
Unterbehörden stets zu überprüfen und nötigenfalls zu berichtigen.

Die gleichen Erhebungen werden auch bei jedem Wechsel m der Leitung
gemeinnütziger Bauvereinigungen zu pflegen sein. Allerdings wird sich die emer
Bauvereinigung einmal gewährte Kredithilfe, wenn die Leitung spater ur unn er
vertrauenswürdige Hände übergeht, aus diesem Grunde allem nicht ummgen,
beziehungsweise zurückfordern lassen. Das Ministerium wird aber derartigen
Genossenschaften eine erhöhte Aufmerksamkeit schenken und durch entsprechende
Einflußnahme Remcdur zu schaffen trachten.

IV Feststellung der Projektsrentabilität und Ermittlung
derHöheder  Fondskredithilfe.

Die Rentabilität des zu fördernden Projektes (Hausbaues , beziehungsweise
Hauserwerbcs ) ist die hauptsächlichste Bedingung für die Gewährung einer Fonds¬
kredithilfe. Der Aufstellung der einschlägigen Berechnungen dient das zuliegende
Formular ä (Rentabilitätsberechnung ), das von der die Erlangung einer Fonds-
kredithilfe anstrebenden Partei ausgcfüllt wird und dem Gesuche um Fond »-
kredithilfe beigeschlossen werden muß (Art . 15, Punkt 4 W .-F .-St .).
Rentabilnätsberechnung enthält hienach den gesamten Finanzplan des ProMe » ,
von der richtigen Einstellung der Beträge, insbesondere aber von der den Ver¬
hältnissen wirklich entsprechenden Kalkulierung der zu gewärtigenden Angaben
und Einnahmen hängt die Prosperität des Projektes, die Erreichung des mit
demselben verfolgten gemeinnützigen Zweckes, aber auch dw Sicherheit der vom
Fonds gewährten Kredithilfe ab. Die von der Partei aufgestellte Rentabilitäts¬
berechnung erfordert daher eine genaue Überprüfung in allen Positionen. Dufe
Überprüfung wird in den einzelnen Fällen im Wege einer mündlichen Ver¬
handlung unter Zuziehung der Partei aus Grund von Schatzungen an - >rt
und Stelle stattfinden. Mit der Leitung der Verhandlung wird je nach ^age
des Falles entweder ein Beamter des Ministeriums für öffentliche Arbecken
oder ein Beamter der Statthalterei , beziehungsweise der zuständigen politischen
Bezirksbehörde betraut werden. Als Sachverständiger wird seiten» der Lande»-
stelle zu den Verhandlungen ein Staatstechniker bestimmt werden. Da » Ver¬
handlungslokal wird die politische Bezirksbehörde beizustellen haben.

Die Ermittlung der Höhe des Darlehens erfolgt auf Grund von Schatzungen
durch staatliche Organe (Art . 18 W.-F .-St .). Der nähere Vorgang richtet sich
darnach, ob bei Neuerrichtungen von Gebäuden Bauvorschusse gewahrt werden
oder nicht, dann ob ein zu erwerbendes Haus eines Umbaues oder einer Um¬
gestaltung bedarf oder nicht und und endlich, ob das betreffende Objekt außer
'anrechenbaren Ausstattungen auch nicht anrechenbare Ausstattungen enthalt, ,

Werden bei Neuerrichtung von Gebäuden Vorschüsse gewährt, sei es, datz
der Fonds dieselben selbst erteilt oder verbürgt , oder wird em Haus zur Um¬
gestaltung oder zum Umbau erworben, so sind mehrere Schätzungen vorzunehmen;
die erste Schätzung hat denWert des Bauplatzes,beziehungsweisedes zu erwerbenden
Dauses, die zweite die Kosten zu ermitteln, die mit der Errichtung , beziehungsweise
mit der Umgestaltung oder dem Umbau verbunden sind. Diese zwei Schatzungen
werden in der Regel unter einem, und zwar gleichzeitig nnl der Überprüfung der
Rentabilitätsberechnung bei der für die letztere auszuschreibenden kommlssionellen
Verhandlung vorgenommen und bilden die Grundlage für dre vorläufige Hohe
der Fondskredithilfe. Für diese Schätzungen sind außer dem bereits erwähnten
Formulare X (Rentabilitätsberechnung ) auch das Formulare 8 (Gutachten des
Staatstechnikers ) bestimmt. Dasselbe enthält außer den notwendigen Vor¬
bemerkungen (I ) den aus der Rentabilitätsberechnung übernommenen Kosten-
Voranschlag (II ) und in der Anmerkung die Berechnung des nach Art. 9 not¬
wendigen Anteiles der Kleinwohnungen am Hause ; unter III folgen dann die
Grundsätze für die Schätzungen der Baukosten innerhalb der einzelnen Stadien
des Baufortschrittes . Diese letzteren Schätzungen erfolgen nach Maßgabe der
auszuzahlenden , beziehungsweise zu verbürgenden Vorschüsse durch emen Staats¬
techniker auf Grund der von ihm zu führenden Bauaufsicht ; für sie sind, fall»
der Bau nur anrechenbare Teile enthält, das Formular E, falls aber der Bau
auch nicht anrechenbare Teile enthält, Formular 61  bestimmt . Wie auZ den

dem Formulare 8  beigefügten Grundsätzen für diese Schätzungen hervorgeht,
erscheinen zwölf solche Schätzungsberichte vorgesehen. Es können jedoch unter
Umständen auch mehrere solche Berichte versaßt werden, wobei jedesmal aller¬
dings der Multiplikationsfaktor von Seite des Schätzungs-Kommissärs neu
aufzustellen wäre. Zum Zwecke der Vornahme dieser Schätzungen hat sich die
Partei , wenn sie um die Auszahlung von Vorschüssen entschreiten will, au die
zuständige politische Bezirksbehörde (m Städten mit eigenem Statute an die
Landesstelle) um Entsendung eines Schätzungs-Kommissärs zu wenden, der
von dem Schätzungs-Kommissär unter Benützung obigen Formulares ent¬
sprechend ausgestellte und mit einer fortlaufenden Nummer versehene Schatzungs¬
bericht ist dann seitens der Partei dem Ministerium behufs Flüssigmachung der
Teilbeträge vorzulegen. ^ ^ . >c c

Nach Fertigstellung des neu erbauten Gebäudes, beziehungsweise aus
Vollendung der Umgestaltung oder des Umbaues eines bestehenden Gebäudes,
und zwar in der Regel nach Erteilung des Benützungskonsenses, erfolgt die
Schlußschätzung, für welche, wenn das Objekt nur anrechenbare Teile enthält,
Formulare v , wenn es aber auf nicht anrechenbare Teile entfällt, Formulare I),
bestimmt ist. Diese Schlußschätzung bildet dann die Grundlage für die end¬
gültige Feststellung der Rentabilität und für die endgültige Bestimmung der
Höhe der Foudsmittel . Um Vornahme der Schlußschätzuug hat die Partei
in analoger Weise wie um die Vornahme der Schätzungen während der
Bauzeit anzusuchen. ^ ^ ^ ^ ^ < . >< ^

Die mehrgenannten Formularien (8 , 6 , 6 ,, v , VZ sind bet jeder Amts¬
handlung in drei Exemplaren zu verfassen. ^

Eines behält der Schätzungs-Kommissär, das zweite gehört der Partei
und das dritte ist zur Vorlage an das Ministerium bestimmt. Die Aufzählung
der Posten in bell einzelnen Formularien ist keine unbedingt erschöpfende. Es
ist ebenso möglich, daß in einem konkreten Falle ein oder der andere Posten
entfällt oder ein neuer nicht vorgeschricbener hinzukommt. Die Formulare
geben eben nur den allgemein üblichen, in der überwiegenden Mehrzahl der
Fülle zutreffenden Typus wieder.

Wird ein Haus neu errichtet, ohne daß Vorschüsse geleistet werden, oder
wird ein Haus erworben, das einer Umgestaltung nicht bedarf, so findet nur
eine Überprüfung der Rentabilität und nur eine Feststellung des Schiitzungs-
wertes der betreffenden Realität , und zwar gleichzeitig..mit der Überprüfung
der Rentabilitätsberechnung im Wege der für diese Überprüfung bestimmten
kommissionellen Verhandlung statt ; dasselbe gilt auch bei der Konvertierung
von Hypotheken(Art. 7, Punkt 4). , - . , , .

Für diese Schätzungen sind keine besonderen Formularien aufgelegt, doch
werden die Formulare -4, 8 , 8 und IV hier analog angewcndet werden

könn m >E Staatstechniker fällt nach dem oben Gesagten zu : Die Mitwirkung
bei der Überprüfung der Rentabilitätsberechnung , die Überwachung des be--
treffendes Baues , beziehungsweiseUmbaues oder der Umgestaltung, dann die
Vornabme der verschiedenen Schätzungen und die Erstattung der Schätzungs¬
berichte, also eine Reihe wichiiger, für die Frage der Fondskredithüfe grund¬
legenden Arbeiten. Von seiner richtigen Auffassung, seiner sachlichen Routine,
seiner Urteilskraft und seiner Gewissenhaftigkeit hängt die Fondssicherhett, die
Prosperität des projektierten Unternehmens und damit die Erreichung des mit
der Fondskredithilfe intendierten gemeinnützigen Zweckes ab.

Mit dieser Aufgabe werden daher nur besonders geeignete, un Hochvau-
fache erfahrene Staatstechniker (womöglich von der IX . Rangsklasse auswärts)
betraut werden. Die Namen der in den einzelnen Fällen bestellten Staats¬
techniker werden dem Ministerium für öffentliche Arbeiten bekanntgegeben
werden. Die intervenierenden Staatstechniker haben Anspruch auf die ihrer
Ranqsklasse entsprechenden normalmäßig zu adjustierenden Reisegebühren, welche
von 'der Partei zu ersetzen sind. Um eine allzu hohe Belastung der gesuch¬
stellerischen Körperschaften durch Reisegebühren zu vermeiden — schon Neme
Beträge werden sehr empfunden — wird der Schätzungs-Kommissar dem stand
der der zuständigen Baubezirksleitung oder doch einer der nächst gelegenen
zuqeteilten Staatsbeamten entnommen werden, für welchen Vorgang auch die
Erwägung spricht, daß die Techniker der genannten Baubezirkvlcitungen über
die notwendigen Lokalkenntuisse verfügen, die bei Lösung der Per m Frage
kommenden Aufgaben von besonderem Werte sind, selb ' verständlich dü^ en
aber die betreffenden Staatstechniker nicht Mitglieder der gesuchstcllerffchen

Korporationen ^ staatliche Organe können bei vom Fonds
verbürgten Darlehen auch Schätzungen durch Organe der betreffenden Darlehens¬
geber stattfinden. Die Tragung der bezüglichen Kosten bleibt der Regelung der
Parteien überlassen.

V. EvidenzhaltungderWohn  u n g s f ü r s o r g eb e w e g u n g und
Überwachung gemeinnütziger Bauvereinigungen.

Für das Ministerium und auch für die Statthalterei ist es notwendig,
über die Wohnungsfürsorgebewegung eingehend informiert zu sein. .

In diesem Belange wird auf dre Normal -Erlässe des Ministerium» für
öffentliche Arbeiten vom 12. Oktober 1908, Z . 89/3 - III (statthalterei -Erlaß
vom 9. Dezember 1908, Z . X a-3290), und vom !8, Jul , 1910 3,o ^ 4b-1I1
(Statthalterei -Erlaß vom 20. August 1910, Z . X a-1512/1l ), welche die Bericht¬
erstattung über die Genossenschaftsbewegunganordnen, verwiesen. Die angc-
ordnete Berichterstattung hat von nun an nicht nur die Genossenschaft»-
bewequng, sondern die gesamte Wohnungsfürsorgebewegung affo auch die on
Selbstverwaliungskörpern , öffentlichen Körperschaften, Stiftungen u- dgl. en -
rierte zu umfassen, gleichviel ob hiebei eme Kredtthttfe aus dem staatlichen
WohnungsfürsorgcfondS für Kleinwohnungen m Anspruch genommen wird
oder nicht. Dies erfordert selbstverständlich eine genaue Evidenzhaltung der
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Wohnnngs ü̂rsorgcbeweguug . Die Art und Weise dieser Evidenzhaltung wurde
den Uaterbehörteu überlassen . (Vgl . das dem letztbezogenen Normal -Erlasse
als Muster beigeschlossen gewesene Formulare des Ministerial -Katasterblattcs,
betreffend Bauverciniguugcn , und siehe auch den Normal -Erlaß des Ministeriums
für öffentliche Arbeiten vom 29 . August t9I2 , Z . 1629 k III , betreffend
Wohnungs -Ausschüsse . (Stalthalterci -Erlaß vom 25 . Oktober 1912 , Z XII 1016 .)

Jene Koiporaticncn nud Vereinigungen , die eine Fondskrcdithilfe er¬
halten haben oder doch die Begünstigungen des Gesetzes vom 28 . Dezember
1911 , N .- G .-Bl . Nr . 242 , oder des Gesetzes vom 28 . Dezember 1911 , R .- G .-
Bl . Nr . 243 , genießen , werden vom Ministerium in genauer Evidenz gehalten
und im Sinne der Bestimmungen des Art . 28 W .-F .-St ., beziehungsweise
der Ministerial -Vcrordnung vom 9. Februar 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 30 , über¬
wacht werden ; es erscheint aber auch notwendig — und die Durchführungs-
Verordnungen vom 28 . Juni 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 162 , zum Gesetze vom
28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 242 , und vom 12 . Juli 1912 , R .-G .-
Bl . Nr . 163 , zum Gesetze vom 28 . Dezember 1911 , R -G -Bl . Nr . 243,
ordnen dies auch direkt an („ zu W 17 , 19 , 20 " der erstzilierten und Art . 2,
Punkt 3 der letztzitierten Verordnung ) — daß die Unterbchörden als Lokal-
bchörden derartige Vereinigungen im Auge behalten und über alle diese Ver¬
einigungen betreffenden Vorfallenheiten schleunigst Bericht erstatten , damit vom
Ministerium die etwa erforderlichen Verfügungen , insbesondere die zur Wahrung
der Fondssicherheit oder des gemeinnützigen Charakters erforderlichen Maß¬
nahmen getroffen werden können ; hicher gehören insbesondere Änderungen in
den leitenden Funktionären , dann größere Mitgliederbewegungen , Defrauda¬
tionen , Elemcntarschäden (z. B . Ansbruch eines Brandes in einem mit Fonds¬
kredithilfe erbauten oder angekauften Hause , Erhöhung der Mietzinse ohne Ge¬
nehmigung des Ministeriums für öffentliche Arbeiten , Aufkündigungen von
Wohnungen ohne triftige Gründe u . dgl ) .

Weitergehende Amtshandlungen (insbesondere Revisionen , Erlassung von
Verfügungen u . dgl .) dürfen die politischen Behörden jedoch nur dann vor¬
nehmen , wenn sie vom Ministerium aus hiezu delegiert werden , weil sowohl
das vertragsmäßige , als auch das gesetzliche Überwachungsrecht dem Mini¬
sterium für öffentliche Arbeiten zusteht . , Über die Mitwirkung der Steuer¬
behörden bei der Evidcnzhaltung und Überwachung siehe die vorbrzogenen
Durchführungs -Verordnungen vom 28 . Juni 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 162 (zu
W 17 , 19 , 20 ) und vom 12 . Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 163 (Art . 2 -II1 ).

Die Voruahme der unter I bis IV erwähnten Amtshandlungen wird,
da die Gesuche um Fondskredithilfe in der Regel beim Ministerium für öffent¬
liche Arbeiten eingcbracht werden , in den einzelnen Fällen von dort aus an¬
geordnet werden ; wird ausnahmsweise ein derartiges Gesuch bei den Unter¬
behörden eingebracht , so ist dasselbe stets unverzüglich ohne Eingehung in eine
formelle oder materielle Überprüfung , jedoch unter Anführung allfälliger amts¬
bekannter Tatsachen vorzulegen . ^

Bestätigungen Uber das Vorhandensein einer Wohnungsnot im Sinne
des Art . I der Ministerial -Vcrordnung vom 9 . Februar 1912 , R .-G .-Bl.
Nr . 29 , sind von den politischen Behörden über konkretes Parteiansuchen aus¬
zufertigen ; dies kann , namentlich dann , wenn die Wohnungsnot eine notorische
ist, auch in der Weise geschehen , daß die Behörden den an das Ministerium
gerichteten Ansuchen um Gewährung solcher Vorschüsse eine gegenständliche
Bestätigungsklausel beifügen.

Eine den Intentionen des Gesetzgebers und den in der Öffentlichkeit
gehegten Erwartungen entsprechendes Funktionieren des „ Staatlichen Wohnungs¬
fürsorgefonds für Kleinwohnungen " erfordert eine möglichst rasche Durch¬
führung der Verhandlungen , mithin auch eine schleunige , dabei aber gründliche
und verständnisvolle Durchführung der den Unterbehörden obliegenden Amts¬
handlungen.

Ich gebe der Erwartung Ausdruck , daß diesen Anforderungen in jeder
Richtung vollauf entsprochen werden wird.

Eine Zusammenstellung der administrativen Verfügungen , welche im
Verfolg des Wohnungsfürsorgefondsgesetzes erlassen worden sind , sowie der
Behelfe , welche unter Vedachtnahme auf dieses Gesetz geeignet erscheinen , als
Richtschnur für die Bildung der Verwaltungstätigkeit an gemeinnützige Bau¬
vereinigungen zu dienen , ist in der Vorlage der k. k. Hof - und Staatsdruckerei
in Wien nunmehr in zweiter Auflage erschienenen deutschen Ausgabe der vom
Ministerium für öffentliche Arbeiten herausgegebenen Publikation „ Admini¬
strative Verfügungen und Behelfe zum Gesetze nom 22 . Dezember 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 242 , betreffend die Errichtung eines Wohnungsfürsorgefonds " ,
enthalten (Preis für ein Exemplar 1 L 50 ü ) ; zu den in dieser Publikation
enthaltenen Behelfen gehören auch die dem Normal -Erlasse des Ministeriums
für öffentliche Arbeiten vom 14 . August 1911 , Z . 213/72 -III (Statth .-
Z . X a - 2686/1 ) angeschloffen gewesenen Formularien ; von denselben mußten
die Bürgschaftsverträge , die Schuldscheine und die Rentabilitätsberechnung
^Form . 4 ) dm neuen Fondsstatute ongepaßt werden ; die betreffenden
Änderungen sind jedoch für die politischen Behörden nach den obigen Aus¬
führungen zukommenden Aufgaben nicht von wesentlicher Bedeutung , weshalb
eine Beteilung der Unterbehörden mit Exemplaren der geänderten Formularien
nicht notw mdig erscheint ; die für die politischen Behörden in Betracht kommen¬
den Formularien 8 , 6 , 0, , v , Dz wurden nicht geändert . Als Sonderabdrücke
der obangesührten Publikation wurden die Rentabilitätsberechnung (Form.
Preis 5 K für ein Exemplar ), dann das bereits oben erwähnte „ Musterstatut
für gemeinnützige Bau - und Wohnungsgenoffenschaften " (Preis 30 ü für ein
Exemplar ) und die Entwürfe für Verträge über Eigenhäuser (und zwar:

a ) Bestandvertrag mit bedingtem Kaufvertrag,
d) Kaufvertrag , wenn zur Erbauung des Hauses der notwendige unkündbare

Bauvorschuß gegeben wurde und der Kaufvertrag sofort nach Bauvollendung
abgeschlossen wird , und

0) Kaufvertrag , wenn die erforderliche » 1.0 Prozent vom Hausanwärter
erst während der Bestandzeit eingezahlt werden , Preis je 5 ü für ein
Exemplar dieser Verträge ) hcrausgegeben . Außerdem sind auch die „ Ent¬
würfe für Kailsverträge über Familienwohnhänser nach dem Gesetze vom
8 . Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 114 " (Arbeiterwohnungsgesetz ) einzeln
erhältlich.
Die politischen Behörden I . Instanz werden aufgefordert , in geeignet

erscheinender Weise , etwa durch Aufnahme einer Notiz in das Amtsblatt , die
Interessentenkreise , insbesondere Selbstverwaltungskörper , öffentliche Körper¬
schaften und Anstalten , gemeinnützige Bauvereinigungen und Stiftungen auf
diese Publikationen aufmerksam zu machen.

Diese Weisungen sind nunmehr als die allein gültigen anzusehen.

2 .

Gift -Verschleiß
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk

vom 29 . Oktober 1912 , Z . 707/12:
Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk verleiht im Sinne des

8 15 , Punkt 14 G .-O ., dem Alfred B 0 sk 0 witz , Gemischtwaren -Verschlcißer,
I ., Rotenturmstraße 22 , die Konzession für den Verkauf von Giften , welche
für photographische Zwecke erforderlich sind , mit dem Standorte I ., Roten¬
turmstraße 22.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg .-Z . 3704/k/I ein¬
getragen . Die Besteuerung erfolgt auf dem Konto K. Z . 10397/1.

* *
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk
vom 21 . Februar 1913 , M . B . A . I , 61223/12 , an Josef Huß
Nachfolger , W . Peusens L Komp . :

Die Eröffnung einer weiteren Betriebsstätte , des von der offenen Handels¬
gesellschaft Josef Huß Nachfolger W . Peusens L Komp, (verantwort¬
licher Stellvertreter : Robert B a t k a) auf Grund der Konzession vom
21 . Jänner 1909 , Z . 453/09 , im V . Bezirke , Sonnenhofgasse 4/6,
betriebenen Verkaufes von Giften und zu arzneilicher Verwendung bestimmten
Stoffen und Präparaten im I . Bezirke , Stallburggasse 2, Ecke Bräunergasse 9,
wird gemäß Z 39 G .-O . mit dem Beifügen genehmigt , daß gleichzeitig die
Besteuerung aus dem Konto 27585/1 erfolgt.

* *

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk
vom 17 . Februar 1913 , M . B . A . VI , 42919/12 :

Über die gepflogenen Erhebungen wird der offenen Handelsgesellschaft
Firma „Nuphar Compagnie Josef Gert"  im Sinne des § 15 , Punkt 14 G .-O.
die Konzession zur Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffe und Präparate sowie der Verkauf derselben , insofern dies nicht aus¬
schließlich den Apothekern Vorbehalten ist, für den Standort , VI . Bezirk,
Bürgerspitalgasse 7 , erteilt.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind in jeder Beziehung die be¬
stehenden gewerbepolizeilichen Vorschriften sowie die Bestimmungen der Mini-
sterial -Verordnung vom 17 . September 1883 , R . -G .-Bl . Nr . 152 , und vom
17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , genau zu beobachten.

Diese Konzession wurde in das Gewerberegister unter Z . 1934 Konz .,
M . B . A . VI , und in den Steuerkataster unter K.-Z . 20155/6 eingetragen.

Als Geschäftsführer wird im Sinne des ß 55 G .-O . Herr Joses Gert
genehmigt.

-i- *
»

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk
vom 7 . März 1913 , M . B . A . VI , 32410/12:

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk findet auf Grund der
gepflogenen Erhebungen der Gesellschaft m . b . H Wilhelm Neuber  die an-
gesuchte Konzession zum Verkaufe von zur arznülichen Verwendung bestimmten
Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht den Apothekern Vorbehalten ist, und
Verschleiß von künstlichen Mineralwässern mit dem Standorte in Wien , VI .,
Brückengasse 1, im Sinne des ß 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung zu erteilen.

Diese Konzession wnrde im hierämtlichen Gewerberegister unter der
Z . 1946/Konz , eingetragen , für die Erwerbsteuerbemessung wurde die Kat .-
Z . 24755/6 vergeben.

*
*
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Erlaß des magistratischen Bezirksamtes sür den X. Bezirk !
vom 1b . Februar 1913 , M . B . A . X, 69591/12 , an die
Chemische Produkten - und Zündkapselsabrik Viktor Alder,  zu¬
handen des verantwortlichen Geschästsführers Emil Wehle,
Wien , X ., Humboldtgasse 42:

Auf Grund der Ihnen von der k. k. Bezirkshauptmannschaft Bruck
a . d. L. mit Dekret vom 14 . September 1912 , Z , 2457/1/6 , für den Stand¬
ort : Oberlaa Nr . 269 verliehenen Konzession zur Herstellung von Giften,
sowie zur Zubereitung und zum Verschleiß der zur arzneilichen Verwendung
bestimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, erteilt Ihnen das magistratische Bezirksamt für
den X . Bezirk mit Rücksicht auf das Ergebnis der durchgeführtcn Erhebungen
im Sinne der 88 23 , Abs . 5 und 40 G -O . die erbetene Bewilligung zur Er¬
richtung einer Zweigniederlassung im Standorte : Wien , X ., Humboldtgasse 42,
mit der Berechtigung zum Verschleiße von Giften und von zur arzneilichen
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht ausschließlich
den Apothekern Vorbehalten ist.

Gleichzeitig wird im Sinne der 88 23 und 25 G .-O . und in Gemäßheit
der Ministerial -Verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , be¬
ziehungsweise vom 6 . August 1907 , R -G .-Bl Nr . 196 , die Bestellung des
Herrn Emil Wehle,  X ., Humboldtgasse 42 , als verantwortlichen Geschäfts¬
führers dieser Zweigniederlassung mit dem Beisatze gewerbebehördlich genehmigt,
daß bei einem allsälligen Wechsel in der Person des Geschäftsführers recht¬
zeitig die gcwerbebchördliche Genehmigung zu erwirken ist.

Die erteilte Bewilligung zur Errichtung der oben bezcichneten Zweig¬
niederlassung wurde in das Gewerberegister unter Reg .-Z . 2529/X/X ein¬
getragen nnd für die Erwerbsteuerbemessung der Konto K. Z . 20019/X an
gewiesen.

L.
Gewerberechtliche Behandlung von Steinmosaik und

Terrazzoarbeitenunternehmrrngen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . November 1912,

Z l a 163/2 , M . B . A. VIII , 33881/12 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 10 ) :

Mit der Entscheidung vom 30 Jänner 1912 , Z . I a - 163 , hat die k. k.
Statthalterei in Bestätigung des Bescheides beS magistratischen Bezirksamtes
für den VIII . Wiener Gemeindebezirk vom 17 . November 1911 , Z . 26381 , die
von der offenen Handelsgesellschaft Firma I . O . in Wien erstattete Anmeldung
der Steinmosaik nnd Tcrrazzoarbeitenunternehmung nicht zur Kenntnis ge¬
nommen , mit der Begründung , daß diese Arbeiten — insbesondere das Legen
von Terrazzofußböden — in den ausschließlichen Berechtigungsumfang des
Baumeister - und Maurermeistergewerbes fallen.

Das Handelsministerium hat mit Erlaß vom 9 . November 1912,
Z . 10543 , dem von der genannten Firma hiegegen eingebrachten Rekurse Folge
gegeben nnd unter Behebung dcr angefochtenen Entscheidungen — das Zu-
treffcn der in der G O . vorgcschriebenen Bedingungen des selbständigen Ge¬
werbebetriebes vorausgesetzt — die Ausstellung des erbetenen Gewerbescheines
angeordnet . . . ^ ,

Die Ausführung von Terrazzoarbriten , ursprünglich — aus Italien em-
aeführt — nur von einigen wenigen , in dieser Beschäftigung besonders ver¬
sierten Arbeitern betrieben , hat sich mit der Zeit zu einer selbständigen Be¬
schäftigung entwickelt , welche dermalen neben dem Bau - und Maurermeister-
gewerbes ' besteht und von den Bau - und Maurermeistern regelmäßig auch gar
nicht selbst ausgeübt wird.

Nach ihrer Entstehung und Entwicklung ist die Ausführung von Terrazzo¬
arbeiten somit eine Spezialarbcit , welche nicht in den ausschließlichen Be-
rechtiaunasumfang des Bau - nnd Maurermeistergewerbes fällt , sondern auch
den Inhalt eines selbständigen Gewerbes bildet , welches , da es unter die hand¬
werksmäßigen Gewerbe nicht eingereiht erscheint , als ein freies Gewerbe sich
darstellt.

4 .
Polizeiliche Maßnahmen , betreffend Lnftschiffahrt.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . Jänner
1913 , Z . VI - 13 (M . Abt . IV , 503 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 20 . De¬
zember 1912 , Z . 1L854/M . I . folgendes zur genauesten Darnachachtung anher

^öffntt .̂ Z enthält unter Nr . 240 vom Jahre 1912 eine Ver¬
ordnung des Ministeriums des Innern , betreffend polizeiliche Maßnahmen
gegen die Gefährdung der staatlichen und persönlichen Sicherheit durch Luft¬
fahrzeuge.

Diese Verordnung bildet nur eine provisorische Vorkehrung bis zur er¬
schöpfenden , auf wettere praktische Erfahrungen und technische Errungenschaften
gegründete Regelung des Betriebes der Lnftschiffahrt.

Sie sieht zunächst die Möglichkeit vor , daß aus ^ liuiden der Landes¬
verteidigung bestimmte „ Verbotszonen " , innerhalb deren die ^usischiffahrt ver¬
boten ist , festgesetzt werden . Diese Zonen werden ie nach den Anforderungeil
der Militärverwaltung durch besondere Kundmachung de- Munstcrlums dev
Innern bestimmt und genau umschrieben . Ihre Grenzen sollen , N nach den
strategischen Bedürfnissen und mit Rücksicht auf die geographische Gestaltung,
womöglich im Anschlüsse an die Grenzen der politischen Verwaltungsgebictc
festgesetzt werden . Die politische Landesbehörde hat den an der Lnftschiffahrt
interessierten Körperschaften die jeweilige Festsetzung der Verbotszonen bekanut-

^ ' ^ Die o z vorgesehene Befugnis , jedes Luftfahrzeug anzuhalten , folgt
aus der allgemeinen Pflicht der Staatsverwaltuna , die Interessen der offent
lichen Ordnung und Sicherheit wahrzunehmcn und jeder möglichen Gefährdung
dieser Interessen vorzubeugen . Zu diesem Zwecke sind dre Organe der öffent¬
lichen Gewalt - wie dies schon im Gesetze zum Schutze der persönlichen
Freiheit vorgesehen ist — zur Airhaltung befugt . Bei dem Charakter der virff-
schiffahrt macht diese Anhaltung allerdings besondere Maßnahmen notwendig.
Gegen mutwillige Anhaltung von Luftfahrzeugen durch unbefugte Personen
in einer den Anschein behördlicher Verfügungen wachrnsenden L ' eije, sind cbenjo
wie gegen jede Beilegung eines amtlichen Charakters , zureichende Sanktionen
im allgemeinen Strafgesetze geboten . , . . . ^ ,

Die im 8 4 vorgeschriedene Meldung gründet llch auf die der Negierung
in der kaiserlichen Verordnung vom 15 . Februar 1857 , R .-G .-Bl . Nr 31,
erteilte Befugnis , das Meldungswescn entsprechend cmzurichten und gehörig
handzuhaben . Die Meldung kann an jede landesfürstttche , politische mer
polizeiliche Behörde , an jede Militärbehörde und an jeden Gendarmelleposten
erstattet werden . Sie kann zur Erleichterung der Meldepflicht auch bei den
gleichartigen Behörden des angrenzenden Ämtsgebletes erfolgen . B- v die
politische Verwaltung in I . Instanz durch die Kommunalämtcr einer ^ tatutar-
stadt versehen wird, ' ist somit zur Entgegeniiahme der Meldung die Polizei-
Direktion und , wo eine solche nicht besteht , die Militärbehörde , der Geiwarmerie-
posten und auch die Bezirkshauptmannschaft der Umgebung , alv Behörde ecv
angrenzenden Amtsgebietes , berufen . , „ . - «

Auf Grund jeder Meldung ist die Identität der Insassen de . ^ uftsagw
zeugcs festzustellen nnd sorgsältigst zu untersuchen , ob nicht der ^ atbestand
einer gerichtlich strafbaren Handlung — Ausspähung — vorliegt . — Zu diesem
Zwecke sind die im Luftfahrzeuge enthaltenen Effekten , Apparate , Aufzelchnuiigen
einer Kontrolle zu unterziehen . Bei jedem Verdachte ist mit der Anhaltung der
Person und den sonst zulässigen Sicherungsmaßnahmen vorzugchcn . B v zur
Klinstellung des Sachverhaltes ist die Überwachung der betreffenden Personen
sowie dcr im Luftfahrzeuge gefundenen Gegenstände ausrecht zu erhalten . ^ on
jedem Verdachtsmomente ist das zuständige Gericht , die Staatsanwaltschaft und
das Militärterritorial -Kommando ungesäumt in Kenntnis zu setzen.

Mit besonderer Vorsicht ist in allen jenen Fallen vorzugchcn , wo die
Meldung von der erfolgten Landung entgegen der Vorschrift des 84 unter¬
lassen wurde und somit schon die Einleitung der Strasanttshandlung enw
Grundlage zu den weiteren Erhebungen und Klarstellungen bietet.

Demnach hat jede Landung , sei es auf Grund der erstatteten Meldung,
sei es im Wege des strafweisen Vorgehens wegen Unterlassung der Meldung
den Gegenstand der bezcichneten Amtshandlung zu bilden . .. . . » ..

Gleichzeitig mit dcr Einleitung dieser Amtshandlung ist jede Landung
eines Luftfahrzeuges von den politischen und polizeilichen Behörden dem zu¬
ständigen Militärterritorial -Kommando telegraphisch o er telephonisch anzu¬
zeigen . Diese Anzeige soll die nähere Angabe des Ortes der Landung , der Art
und Herkunft des Luftfahrzeuges und erforderlichen Falles der ^ dentuat dcr
Insassen enthalten . ^ .

Wenn die Landung gemäß der oben erwähnten Erleichterung nicht jener
landessürstlichcn politischen oder Polizeilichen Behörde gemeldet winde , m deren
Amtsgebiete sie erfolgt ist, so ist die Meldung ungesäumt an diese Behörde
telegraphisch oder telephonisch weiterzuleiten . Im Gebiete von -Städten mtt
eigenem Statute , wo keine landesfürstliche Polizeibehörde besteht , sind die er¬
forderlichen Amtshandlungen von der mit der Handhabung der Staatspolizei
betrauten Behörde vorzunchmen . . , . ^ ^ ^

Ein besonderer , erhöhte behördliche Aufmerksamkeit erfordernder Charakter
kommt den Meldungen in dem im letzten Absätze des Z4 vorgesehenen Falle zu,
daß ein gelandetes Luftfahrzeug innerhalb einer Verbotszone war oder m einer
Verbotszone gelandet ist. Die Strafgewalt der politischen und pol zeilichen Be¬
hörden , durch die auf die Erfüllung der Meldepflicht hingewirkt werden kann,
ist jedenfalls mit besonderer Strenge zu handhaben , wenn die letzterwähnte
Vorschrift nicht eingehalten wird.

Aus der Fassung des 8 5 geht hervor , daß die Enthebung von der vor¬
geschriebenen Meldung nicht erteilt werden kann , wenn der Aufstieg un Auslände
erfolgt . ^

Die für die Einhaltung der Vorschriften der Verordnung verantwortlichen
Subjekte werden im 8 8 ausdrücklich bezeichnet . Es bedarf nicht der Hervor¬
hebung , daß die genaue Beobachtung der Verordnung bei ihrer besonderen
staatspolizeilichen Wichtigkeit und bei den hervorragenden vaterländischen Inter¬
essen, die hiedurch geschützt werden sollen , mit allen zulässigen Exekutivmitteln
sicherzustcllen ist. Diese erfordert nicht nur die Anwendung der zulässigen
Polizeistrafen nach Maßgabe der Ministerial -Verordnung vom 30 . September
1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , sondern auch die Veranlassung der gerichtlichen
Verfolgung in allen Verdachtsfällen strafgerichllicher Vergehungen und unter
Umständen , und zwar insbesondere bei Nichtbeachtung des im militärischen
Interesse höchst wichtigen Verbotes des Uberfliegens der Verbotszonen , die
Geltendmachung der Befugnisse der bewaffneten Macht gegenüber staatsgesahr-
lichen Umtrieben oder solchen Handlungen , die schwerwiegende Verdachtsmomente
solcher Umtriebe begründen . Die Luftschifführer sind daher bei allen sich bieten-



Amtsblatt der k. k. RcichShaupt - and Residenzstadt Wien . — Nr . 25 , 28 . März 1t) 13.

den Anlässen nachdrücklichst auf die Gefahren aufmerksam zu machen , die sich
für sie aus der Hintausitzung des Verbotes ergeben können.

Hievon wird die k. k. Bezirkshauptmannschaft mit dem Beifügen in
Kenntnis gesetzt, daß die durch tue Verordnung und den gegenwärtigen Erlaß
angeordneten Amtshandlungen wohl in erster Linie im Wegs der Gendarmerie
vorzunchmen sein werden , an die gleichzeitig die erforderlichen Weisungen
seitens des Ministeriums für Landesverteidigung ergehen . Ein Exemplar
dieser Vorschrift ist auch im Mobilisierungskasten , und zwar in der obersten
linken Abteilung zu hintcrlegen und dieser Erlaß im Bezirksvcrzeichnisse bei
der Post Nr . 55 rn der Anmerkungs -Rubrik mit Bleistift vorzumerkcn.

Subvention und Straßenansichmückung für den
Internationalen E »»charistisch er, Kongreß

Wien 1V,2.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
29 . Jänner 1913 , Nr . 847 (M . Abt . XXII , 582 ) :

Im Namen Seiner Mnfestät des Kaisers!
Der k. k. Vcrwoltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
vwaltungsgerichtshoses Dr . Freiherr » v. H i l l e r - S ch ö n a i ch, Freche : rn
. . W e i ß , Dr . P a n t u c e k und Dr . K a m i tz, dann des Schriftführers

k. Hofsekretärs Dr . Ritter v . Schneid,  über die Beschwerde des Franz
Schuhmeier  in Wien gegen den Beschluß des Wiener Gemeinderates vom
9 - Juli 1912 , Z . 11900 , betreffend die Zuwendung einer Subvention an das
Zentral -Komitee des XXIII . Internationalen Encharistischen Kongresses in Wien
und Bewilligung der Kosten für die Ausschmückung der Straßen , nach der
am 29 . Jänner 1913 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Aus¬
führungen des Dr . Julius Ofner,  Hof - und Gerichts -Advokaten in Wien,
in Vertretung der Beschwerde , und der Gegenausführungcn des Magistrats-
Ober -Kommissärs Kopecny,  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiescn.

Entscheidungsgründe.
Die Beschwerde bekämpft den Beschluß des Wiener Gemcinderates , mit

welchem dem Zentral -Komitee des XXIII . Internationalen Eucharistischen Kon¬
gresses in Wien eine Subvention von 20 .000 L zugewendet und für die
Ausschmückung der 'Etraßen anläßlich der eucharistischen Feste ein Betrag von
32 .000 L gewidmet wurde , als gesetzwidrig , weil durch diesen Beschluß der
Artikel 9 des interkonfessionellen Gesetzes verletzt werde.

Der Gerichtshof konnte die Beschwerde als begründet nicht erkennen . Der
Gerichtshof hat bereits wiederholt im Einklänge mit seinem Fach -Plenar-
Beschlusfe vom 24 . Mai 1909 , z. B . in dem Erkenntnisse vom 25 . Jänner
1908 , Z . 833 , Nr . 5675 , dann in jenem vom 16 . Februar 1911 , Z . 166 !,
Nr . 8m0 , die Nechtsanichauung ausgesprochen , daß zwar die Gemeinde noch
Artikel 9 des interkonfessionellen Gesetzes ohne besonderen Verpflichtungsutcl
keinen Beschluß fassen darf , durch welchen eine Ausg,be für Kultuszwccke auf
Rechnung aller Umlagspflichtigen ohne Rücksicht auf ihre Religionsangehörigkeit
übernommen wird , daß aber bei Unterstützungen , welche Gemeinden den
Religions -Genossenschaften oder Kirchen zuwendcn , von einem Verstoße gegen
Artikel 9 des interkonfessionellen Gesetzes und von einer Überschreitung des
Wirkungskreises der Gemeinde nicht gesprochen werden kann , wenn durch die
Auslage der Gemeinde andere öffentliche Interessen gefördert werden sollen,
welche in dem Wirkungskreise der Gemeinde gelegen sind . Daß dies im vor¬
liegenden Falle zutrifft , geht ans dem Berichte des Magistrates vom 8 . Juli
1912 hervor , in welchem die Unterstützung und Förderung der Veranstaltung
mit Rücksicht auf ihren eminent patriotischen Charakter und die durch den
Fremdcnzufiuß zu gewärtigenden , für das Wirtschaftsleben der Stadt günstigen
Wirkungen befürwortet wurde . Diese Tatbcstandsannahme , welche übrigens
nicht bestritten wird , liegt dem Beschlüsse zugrunde und hatte auch der Ge¬
richtshof diesen Tatbestand nach Z 6 des Gesetzes über seine Errichtung zu¬
grunde zu legen . Was speziell die Ausschmückung der Straßen uubeluugl , so
verweist der Gerichtshof auf sein Erkenntnis vom 24 . November 1809,
Z . 10055 , Nr , 7023 4 , daß derartige Auslagen überhaupt nicht als eine
Bcitragsleistuug für die Zwecke der Religions - Genossenschaft angesehen und
daher gar nicht unter die Bestimmung des Artikels 9 fallen können.

Im Sinne seiner Geschäftsordnung verweist der Gerichtshof gegenüber
den Ausführungen des Beschwerdcvertretcrs auf die Begründung der vor¬
zitierten Erkenntnisse.

6 .

Desinfektion von Gerbereiabwässern
Nunderlaß der k. k> n .-ö. Statthalterei vom 30 . Jänner

1913 , Z . Vt . 563/1 , M . Abt . XVII , 502 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 13):

Seitens einer Politischen Landesstclle wurde beim k. k. Ackerbauministerium
die Anfrage gestellt , ob die Vorschrcibung einer O'üprozcntigen Chlorkalklösung
zur Desinfektion von Gerbereiweichwässern bei einer mehrtägigen Einwirkung,
wie dies in dem Gutachten der tierärztlichen Hochschule vom 14 . September
1910 als entsprechend bezeichnet wurde , tatsächlich für unbedingt notwendig
erachtet wird ober ob es nicht genügen würde , die Desinfektion der Weich-
wässer durch einen 2prozentigen Chlorkalkzusatz und Vorschreibung einer
mindestens Inständigen Dauer der Einwirkung anzuordncn.

Hierüber hat das Ackerbauministerium eine gutächtlichc Äußerung der
genannten Hochschule cingcholt , in welcher Nachstehendes angeführt erscheint:

„Es ist als sicher anzunehmcn , daß durch eine Mündige Einwirkung
von Chlorkalk , der einen entsprechenden Gehalt an wirksamem Chlor aufwcist
und in der Menge von 2 Prozent den Wcichwäsiern zugesetzt wird , bei einer
entsprechenden Außentemperatur Milzbrandsporen abgetötct werden . In dem
seincrzeitigen Gutachten vom 14 . September 1910 , Nc . 1013 , wurde ein
Zusaü von 5 Prozent Chlorkalk und eine mehrtägige Einwirkungsdauer
empfohlen , da der Chlorkalk bekanntlich bei längerer Aufbewahrung vor der
Verwendung an wirksamen Chlor bedeutend einbüßt , die Wirksamkeit wie bei
allen Desinfektionsmitteln zur kalten Jahreszeit etwas herabgesetzt ist und die
Preisdifferenz bei dem verhältnismäßig geringen Erstrhnngspreisc des Chlor¬
kalkes kaum wesentlich eine Nolle spielen dürfte . "

Hievon erfolgt über Erlaß des k. k. Ackerbauminifteriums vom 15 . Jänner
1913 , Z . 32714 k-x 1912 , und im Nachhange zu dem h. v. Erlasse vom
13 . Februar 1911 , Z . XlI -7428 , Mag . Norm . Bl . Nr . 18 ox 1911 , Mag.
Vdg . Bl . ox 1911 , Seite 29 , die Verständigung.

r.

Legitimationsdokmnente in nichtdeutscher Sprache,
Verwendung im Auslände . Vorschrift.

Nunderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11 . Februar
1913 , Z . VII a-2001/12 , M . D . 736/13 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 12 ) :

Über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 24 . Juli 1912,
Z . 18906 , wird im Anschlüsse auszugsweise eine Abschrift *) des vom k. u . k.
Ministerium des Äußern an die k. u . k. Botschaft in Berlin zum Zwecke der
Verschärfung der Handhabung der österreichischen Lcgitimierungsvorschriften
ergangenen Erlasses zur Kenntnisnahme und Darnachachtung übermittelt.

Die Bezirkshauptmannschaften werden die unterstehen -den Gemeinden,
der Wiener Magistrat aber die magistratischen Bezirksämter entsprechend zu
verständigen haben . Bei diesem Anlasse werden der Erlaß des k. k. Mini¬
steriums des Innern vom 2 . November 1908 , Z . 12363 (intimiert mit h . o.
Runderlaß vom 1. Dezember 1908 , Z . VII -7258 ), und der Erlaß des k. k.
Handelsministeriums vom 12 . Mai 1885 , Z . 12439 (intimiert mit h . ». Erlaß
vom 23 . Mai 1885 , Z . 24904 ) zur Darnachachtung in Erinnerung gebracht.

*) Auszugsweise Abschrift

eines Erlasses des k. u . k. Ministeriums des Äußern vom 13 . Mai 1912,
Z . 17711/8 -b an die k. u . k. Botschaft in Berlin.

Unter den von den kompetenten k. k. Ressortministerien den Unter¬
behörden neuerlich eingeschärften Vorschriften ist vor allem der Erlaß des k. k.
Ministeriums des Innern vom 5 . Mai 1871 , Nr . 2017 , zu erwähnen , dem¬
zufolge Reiselcgitimationen für das Ausland , die in nichtdeutscher Sprache
abgefaßt sind , stets auch mit einer deutschen Übersetzung  und zwar
sowohl der Rubriken als auch der dieselben ausfüllenden Personaldaten ver¬
sehen sein sollen . . ^

Weiters hat das k k. Handelsministerium mit Erlaß vom 12 . Mai 1885,
Nr . 12489 , angeordnet , daß in nichtdeutscher Sprache ansgestellte Arbeits¬
bücher , sofern sie als Reisedokumente mit einer Reisebewilligung versehen
werden , von der die Reisebewilligung erteilenden Behörde mit einer analogen
Übersetzung zu vcrs hen sind.

Schließlich ist mit Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom
19 . September 1908 , Nr . 12263 , verfügt worden , daß bei Saisonarbeitern
nach Tunlichkeit statt der Eintragung der Reisebewilligung in das Arbeitsbuch
die Ausfolgung eines Reisepasses Platz greifen soll.

Was nun die Kontrolliätigkeit der Euer Exzellenz unterstellten k. u . k.
Konsularämter betrifft , so hat sich dieselbe gemäß den vorzitierten Verord¬
nungen nur auf österreichische Reisepässe und auf nüt Reisebewilligungen ver¬
sehene oder zu versehende österreichische Arbeitsbücher zu erstrecken und ist bei
Durchführung dieser Kontrolle zu unterscheiden , zu welchem Zwecke das be¬
treffende Dokument an das k. u . k. Konsularanit gelangt ist.

Wird der betreffende in nichtdeutscher Sprache ausgestellte Paß oder das
bereits mit einer Reisebewilligung versehene , in nichtdeutscher Sprache aus¬
gefertigte Arbeitsbuch zur Verlängerung der Giltigkeitsdauer eingercicht , so ist
dieses Dokument , sofern die vorgeschricbene deutsche Übersetzung der Personal¬
rubriken und Daten fehlt , dem Ministerium des Äußern vorzulegen , das sodann
durch Vermittlung des k. k. Ministeriums des Innern die Eintragung der
Übersetzung und die Verlängerung der Gilligkeitsdauer durch die kompetente
Verwaltungsbehörde veranlassen wird.

Bon dieser Vorlage kann nur dann abgesehen werden , wenn im be¬
treffenden Falle sämtliche durch die bestehenden Paßvorschriften geforderten
Voraussetzungen dachr vorhanden sind , daß das Kvnfularamt ohne vorgängige
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Anfrage bei der kompetenten Verwaltungsbehörde die Verlängerung im eigenen
Wirkungskreise durchführen könne und wenn überdies der Einschreiter nach¬
gewiesenermaßen das betreffende Rciscdokument in nächster Zeit benötigt.

Wird dem Konsularamt aber ein noch nicht mit einer Rciscbcwilligung
versehenes Arbeitsbuch in nichtdentschcr Sprache ausgestellt (ohne entsprechende
deutsche Übersetzung ) zum Zwecke der Eintragung der Rciscbcwilligung ein¬
gereicht , so hat , sofeine für das k. u . k. Konsularamt nach den bestehenden
Paßvorschriften sämtliche Voraussetzungen für die Eintragung der Rcisc-
bewilligung im eigenen Wirkungskreise ohne vorherige Anfrage bei der kom¬
petenten Verwaltungsbehörde gegeben sind , an Stelle der Eintragung der
Rciscbcwilligung in das dem früher zitierten Ministerialerlaß nicht entsprechende
Arbeitsbuch die Ausfertigung eines Reisepasses  zu treten.

Sind aber die Voraussetzungen zur sofortigen Ausfertigung eines Passes
nach den Paßvorschriften nicht vorhanden oder besteht der Einschreiter auf der
Anbringung der Neisebewilligung im beanständeten Arbeitsbuche , so ist das
betreffende Arbeitsbuch dem Ministerium des Äußern zwecks Veranlassung der
Übersetzung und Eintragung der Neisebewilligung , beziehungsweise der Aus¬
stellung eines Reisepasses durch die kompetente Verwaltungsbehörde vorzulegcn.

Die den früher angeführten Vorschriften nicht entsprechenden Reisepässe,
beziehungsweise mit Neisebewilligung versehenen Arbeitsbücher , gleichgiltig , ob
sie nach den vorstehenden Grundsätzen anher vorgelegt werden oder nicht , sind
in einem von sämtlichen unterstellten Konsularämtern anzulegenden Verzeichnisse
einzutragen , das den Namen , das Alter und die Zuständigkeit des Inhabers,
das Ausstellungsdatum , die Zahl des Rciscdokumentes , die ausstellcnde Behörde
(bei Arbeitsbüchern auch hinsichtlich der Rcisebewilligung ) sowie die Ursache der
Beanständung (Fehlen der deutschen Übersetzung der Rubriken , der Personal¬
daten oder beider ) zu enthalten hat.

Gelangt der betreffende Paß , nicht entsprechend deutsch übersetzt , nicht
zum Zwecke der Verlängerung , oder das nichtdeutsch übersetzte Arbeitsbuch
nicht zur Eintragung der Neisebewilligung oder zur Verlängerung der Giltigkeit
der letzteren , sondern zu anderen Zwecken (Militär -, Ehe -, Jnterventions-
angelegenheiten rc .) an das Konsularamt , so hat eine Vorlage dieses Dekumentes
an das Ministerium des Äußern überhaupt nicht stattzufinden , und ist das
betreffende , den Vorschriften nicht entsprechende Dokument lediglich in das vor¬
erwähnte Verzeichnis aufzunehmcn.

Das Verzeichnis wird seitens der einzelnen Ämter am Schluffe des
laufenden Jahres im Geleite eines die diesfalls gesammelten Erfahrungen
erörternden Berichtes anher vorzulcgen sein.

(P . Z . 165 ) , an Se . Exzellenz den Bürgermeister Dr . Weis-
k i r ch ll er :

Das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat mit dem Erlasse vom
l8 . Februar 1912 , Z . 582 , VII , in betreff der von den Praktikanten de§
Wiener Stadtbauamtes abznlegendcn Prüfung für den Staatsbaudicnst in
tcilweiser Abänderung der bisherigen Bestimmungen (Erlaß des Präsidiums
des Ministeriums des Innern vom 9 . Jänner 1891 , Z . 5 M . I .), nach¬
stehendes anzuordnen gefunden:

Die für die Abhaltung der erwähnten Prüfungen eingesetzte Prüfungs-
Kommission hat in Hinkunft aus dem mit der Führung des niedcröstecrcichischcn
Staatsbandienstcs betrauten Hofrat als Vorsitzenden , dem Bau -Direktor der Stadt
Wien als Stellvertreter des Vorsitzenden , den Vorständen der Statthalterei-
Bandepartements für allgemeine technische Ängelegenheiten , für Hochbau und für
Straßen - und Wasserbau , dann zwei höheren Beamten des Wiener Stadtbau¬
amtes als Mitgliedern und je zwei höheren Staatsbankeamten und Beamten
des Wiener Stadtbanamtes als Ersatzmännern zu bestehen.

Die letzteren Mitglieder , beziehungsweise Ersatzmänner , nämlich die
höheren Staatsbaubeamtcn und Beamten des Stadlbauamtes , ernennt der
Statthalter , und zwar die Mitglieder , beziehungsweise Ersatzmänner aus dem
Stande des Wiener Stadtbauamtes auf Vorschlag des Bürgermeisters der
Stadt Wien.

Aus den Mitgliedern der Prüfungs -Kommission werden vom Vorsitzenden
für die einzelnen Prüfungsakte in der Regel dreigliedrige Spezial -Kommissionen
zusammengesetzt , der außer dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter je ein
Kommissionsmitglied aus dem Staatsbaudienste und aus dem Wiener Stadt¬
bauamte anzugehören haben werden . ^

Der Stadtbau -Direktor ist auch für den Fall , als er nicht als Stell¬
vertreter des Vorsitzenden fungiert , berechtigt , jeder derartigen Prüfung bei¬
zuwohnen , und zwar als Kommissionsmitglied mit beschließender Stimme.

Ich beehre mich Euer Exzellenz hievon mit dem Beifügen Mitteilung zu
machen , daß ich unter einem die Veröffentlichung der vorstehenden , insbesondere
eine Änderung des 3 ., 4 ., 5 . und 6 . Absatzes der h . a . Kundmachung vom
29 . Jänner 1894 , Z . 3724 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 7 , involvierenden An¬
ordnungen im niederösterreichischen Landesgesetz - und Verordnungsblatt ver¬
anlasse . (S . L.- G .- u . V .-Bl . Nr . 35 , 1913 ) .

8 .

Warnung vor Agenten , Winkelschreibern re. in
Amerika.

Erlaß des k. k. Handelministeriums vom 12 . Februar 1913,
Z . 32294/12 , mitgeteilt mit dem Rund -Erlasse der k. k. n .- ö.
Statthalterei vom 26 . Februar 1913 , Z . IX - 768 (M . Abt . XVI,
3508 ) :

Durch den in Amerika erfolgten Tod von österreichischen Staatsange¬
hörigen ergibt sich häufig die Notwendigkeit , daß die in Österreich verbliebenen
Angehörigen des Verstorbenen zur Geltendmachung ihres Erbrechtes eine in
Amerika wohnhafte Person bevollmächtigen.

Konsularberichten zufolge gelingt es in den meisten Fällen , Agenten,
Winkelschreibern , Schankwirten und anderen Individuen in Amerika , die den
Erben in der Heimat nicht näher bekannt sind , durch Vermittlung von Feunden
und Verwandten der Verstorbenen , von diesen Erben sich Vollmachten zu be¬
schaffen , um die Nachlaßgelder entweder ganz oder wenigstens zum großen
Teile zu veruntreuen.

Üm die Bevollmächtigungen von solchen Personen in Amerika zu ver¬
meiden , hat bereits das Justizministerium mit dem im Justizministerial-
Verordnungsblatte , Stück 10 vom I . Juni 1910 , den Parteien im Jnlande
empfohlen , in Fällen dieser Art stets die Vermittlung der k. und k. Konsular¬
behörden in Anspruch zu nehmen , die in der Lage sind , die Rechte der Be¬
teiligten wirksam wahrzunehmen . Hiebei hat das Justizministerium darauf ver¬
wiesen , daß bei Ausstellung einer Vollmacht an eine k. und k. Konsularbehörde
stets darauf Bedacht zu nehmen ist, daß etwaige frühere Vollmachten an dritte
Personen ausdrücklich widerrufen werden.

Das weitere starke Einströmen solcher an „ Nachlaßjäger " in Amerika
ausgestellten Vollmachten , wodurch die Rechtsschutztätigkeit unserer Konsular¬
ämter ziemlich problematisch wird , veranlaßt das k. k. Handelsministerium vom
Standpunkte des Schutzes der Nachlaßgelder unserer Auswanderer die k. k.
Statthalterei einzuladen , die Bevölkerung in geeignet erscheinender Weise vor¬
der Ausstellung von Vollmachten an Personen , welche in Amerika leben , auf
das eindringlichste zu warnen.

«.
Kommission zur Prüfung der Praktikanten des
Wiener Stadtbanamtes sür den Staatsbaudienft.

Erlaß Sr . Exzellenz des Statthalters von Niederösterreich
Freiherrn v . Bienerth  vom 12 . Februar 1913 , Z . L . I , 89/3

rv.
Verkehrsregelung in den Hauptverkehrsadern des

8 ^ Bezirkes , Wieden.
Vom Wiener Magistrate wurden unterm 12 . Februar 1913,

M . Abt . IV , 131 , im Einvernehmen mit der k. k. Polizei-
Direktion nachstehende vier Kundmachungen erlassen:

Auf Grund der W 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1900 L -G .- u . V .-Bl . Nr . 17 , wird dem Schwerfuhrwerk die Durchfahrt durch
die Wiedner Hauptstraße im IV . Bezirke zwischen dem Karlsplatze (Lasten¬
straße ) und der Frankenberggasse in der Richtung von der Innern Stadt
gegen den IV . Bezirk verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden im Sinne der H 100 und 1 >1
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft . ^

Die Magistrats -Kundmachung vom 27 . März 1896 , M . Z . 207802 XIV
(1895 ), wird außer Kraft gesetzt.

Auf Grund der ßß 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom
24 . März 1900 L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 17 , wird dem «schwerfuhrwerk die Durch¬
fahrt durch die Favoritcnstraße im IV . Bezirke zwischen der Wiedner Haupt-
straße und der Gußhausstraße verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden im Sinne der ßß 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mct Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Gleichzeitig wird die Magistrats -Kundmachung vom 20 . Oktober 1904,
M . Abt . IV . 1501/04 , außer Kraft gesetzt.

* *
*

Auf Grund der 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März 1900
L.-G .- u V .-Bl . Nr . 17 , mit dem Schwerfuhrwerk die Durchfahrt durch den
zwischen der Schleifmühlgasse und der Wiedner Hauptstraße gelegenen Teil der
Margaretenstraße im IV . Bezirke verboten . ^

Übertretungen dieses Verbotes werden im Sinne der W 100 und 10k
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Die Magistrats -Kundmachung vom 10 . März 1898 , M . Z . 25256 , XIV
(1898 ) wird außer Kraft gesetzt.

* *»
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Auf Grund der 88 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März 1900.
L -G-  u V -Bl . Nr ' 17 wird dem Schwerfuhrwerk die Durchfahrt durch die
Taubstummengasse im IV . Bezirke in der Richtung von der Favoritenstraße
gegen die Alleegasse verboten . ^

Übertretungen dieses Berbotes werden un Sinne der 88 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Verkehrsregelung in der Klampfelberggasse , der
Zwerngafse und auf dem Himmelhoswege im II.

Bezirke.
Kundmachungdes Wiener Magistrates vom 12 . Februar 1913,

M . Abt . IV , 2448/12.
Auf Grund der 88 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom

24 . März 1900 , L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 17 , wird das Befahren der Klampfel¬
berggasse (zwischen der Kreuzwiesengasse und dem Himmelmutterwege ), der
Zwerngasse (zwischen Or .-Nr . 15 und dem Himmelmutterwege ) und des
Himmclmuttcrweges im XVII . Bezirke für Automobile verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden im Sinne der § 8 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

12 .

Berechtigungsnmfang des Fuhrwerksunternehmer¬
gewerbes.

Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom
17 . Februar 1913 , M . D . 750 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 11 ) :

Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 8 . Februar 1910,
Z . 33591 (M . B . A . XXI -8150/10 ), anläßlich eines konkreten Falles ausgesprochen,
daß gegen Fuhrwcrksunternehmer , welche Jnstandhaltungsarbeiten an ihren
Fahrbetriebsmitteln durch eigene Sattler - , Wagner - und Schmiedgehilfcn be¬
schlagen lassen , nach den Strafbestimmungen der Gewerbeordnung vorzugehen
ist , weil „ die Bestimmungen des 2 . Absatzes des 8 37 G . O . nach ihrem
Wortlaute und Sinne nur auf Produktionsgewerbetreibende , zu welchen
jedoch Fuhrwerksunternehmer nicht gerechnet werden können , anwendbar er¬
scheinen " .

Hievon setze ich die magistratischen Bezirksämter behufs Erzielung eines
einheitlichen Vorganges zur Darnachachtuug in Kenntnis.

13 .

Grundsätze für genossenschaftliche und Verbands-
organifatiouen und deren Subventionierung.
Nunderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Februar

1913 , Z . I a-525 , M . Abt . XVII , 518/13 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 14 ) :

Eine Handels - und Gewerbekammcr hat sich an das Handelsministerium
mit dem Ersuchen um Mitteilung der grundsätzlichen Momente gewendet , von
welchen sich das Handelsministerium hinsichtlich der Ausgestaltung der genossen¬
schaftlichen Organisation und bei Zuerkennung der betreffenden Subventionen
leiten läßt.

Diesbezüglich wurde mit dem Erlasse vom 1 . Februar 1913 , Z . 23397,
eröffnet , daß das Handelsministerium den Standpunkt vertritt , daß

1 . die geeignetste Unterstufe der gewerbegenossenschaftlichen Organisation
die Fachgenossenschaften bilden , auf deren Errichtung daher schon im Hinblicke
auf die Intentionen der Gewerbeordnung in allen Fällen hinzuwirken wäre.

Die Errichtung von Genossenschaften für verschiedenartige Gewerbe auf
Grund des 8 106 , Absatz 3 , Gewerbeordnung wäre fortan selbst als vor¬
bereitender Schritt für eine spätere fachliche Zusammenschließung der betreffenden
Gewerbekategorien tunlichst zu vermeiden.

Ferner wäre gleich bei der Festsetzung des territorialen Umfanges darauf
Bedacht zu nehmen , daß die Gewerbegenossenschaften in die Lage kommen , eine
positive Tätigkeit tatsächlich zu entfalten , die das lokale Beisammensein der
Genossenschaftsmitglieder und ihrer Angehörigen vielfach zur Voraussetzung hat.

Weiter ausgedehnte Genossenschaftssprengel wären sonach bloß ausnahms¬
weise in dem Falle zu bewilligen , als die Errichtung besonders wertvoller,
kostspieliger wirtschaftlich -korporativer Unternehmungen oder fachkultureller und
ökonomisch -humanitärer Veranstaltungen angestrebt wird oder geboten erscheint
und der gemeinwirtschaftliche Effekt solcher Einrichtungen die Schwierigkeiten
aus der weiteren örtlichen Ausdehnung der Genossenschaft aufwiegt.

2 . Unter den Genoffenschaftsverbänden hätten zunächst die Bezirksverbände,
deren Ausschuß im Sinne des 8 1301 Gewerbeordnung einen Beirat der Ge¬
werbebehörde bildet , eine Förderung mit allen gesetzlich zur Verfügung stehenden
Mitteln zu erfahren . . . . ,

Die vielfach wahrgenommene Errichtung von Fach - und territorialen
Landesverbänden nebeneinander kann weder organisatorisch , noch verwaltuugs-
politisch als befriedigend erklärt werden.

Die wahllose Häufung dieser Organisationstypeu führt zu Komplikationen
und Friktionen die zusammen mit der Steigerung des Kostenaufwandes eine
Schwächung der Organisation nach außen und nach innen zur Folge haben
können . Es wird daher künftighin vor allen die Errichtung von terri¬
torialen  Landes -, beziehungsweise Gauverbänden anzustreben sein , inner¬
halb welcher das Fachmoment in der Schaffung besonderer Fachsektioncn seinen
organisatorischen Ausdruck finden kann , wobei eventuell die Sekuonsobmänner
im Vereine mit der Verbandsvorstehung als eigener Ausschuß des Verbandes
zusammcntreten könnten.

Die vorstehenden Gesichtspunkte beabsichtigt das Handelsministerium auch
bei der Subventionierung der Genossenschaften und Verbände für Zwecke der
Organisation und Geschäftsführung zur Geltung zu bringen.

Hievon werden die Gewerbebehörden mit der Einladung in Kenntnis
gesetzt, bei der Handhabung der auf die genossenschaftliche und Verbands-
organisatiou bczughabenden Vorschriften des VII . Hauptstückes der Gewerbe¬
ordnung im Sinne der vorstehend angegebenen Gesichtspunkte vorzugchen.

II. Uormativbestimmungen.
Magistrat:

14

Durchführung der Bestimmungen über die Zeit-
befölderung und Klaffenvorrücknng.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom
1. März 1913 , aä M . D . 995 ex 1912 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 15 ) :

Behufs Durchführung der mit dem Gemeinderats -Beschlusse vom 28 . Fe¬
bruar 1913 , Pr .-Z . 19200 ex 1912 , genehmigten Bestimmungen über die
Zeitbeförderung und Klaffenvorrückung der städtischen Angestellten gebe ich
Nachstehendes bekannt:

1. Zufolge Z 12 , letzter Absatz , dieser Bestimmungen findet in Hinkunft
die Besetzung freigewordeuer  Stellen von Am 1 swcgen und ohne
Ausschreibung  statt . Diese Vorschrift erstreckt sich auf jene Stellen der
in die Rangsklassen eingekeilten Beamten , welche aus den Angehörig e n
des betreffenden Status  besetzt werden , und auf die Stellen der in
die II . Dienerbezugsklasse eingereihten Bediensteten.

2 . Durch das Vorhandensein der Voraussetzungen für die Zeitbeförderung
oder Klassenvorrückung ist nur der Anspruch  auf diese erworben ; die höhere
Rangsklasse oder die Bezüge der höheren Rangsklasse werden erst durch den
Beschluß des Stadtrates erlangt.

3 . Die Ordnungs - und Disziplinarstrafen üben auf die Zeitbeförderung
oder Klassenvorrückung nur dann einen Einfluß , wenn das Erkenntnis auf den
Aufschub der Zeitbeförderung oder Klasseuvorrückung lautet oder wenn die
Strafe in der Beschreibung , beziehungsweise in der ergänzenden Erklärung des
Amtsvorstehers zur Geltung kommt.

Die Beförderung ^ oder Klassenvorrückungsfrist beginnt in den Fällen
des ß 61 , lit . ck und Iit . f, der Dienstpragmatik mit jenem Tage , an welchem
der Angestellte auf den anderen Dienstpostcn versetzt wurde , im Falle des 8 61,
Iit . A, der Dienstpragmatik mit dem Tage der Degradation.

4 . Die Bestimmungen der Punkte 3 . 6 , 7 , 9 und 10 des hierämtlichen
Normalerlasses vom 20 . April 1907 , M . D . 1180 , Norm .-Bl . Nr . 22 6x1907,
finden , und zwar „hinsichtlich des Punktes 7 mit der durch die neuen Wehr¬
gesetze bedingten Änderung (zweijährige Militärdienstleistung ), auch weiterhin
Anwendung.

5 . In den Bcsetzungsvorschlägen ist, obwohl bei Stellenbcförderungen in
Hinkunft der Rang durch den Tag der Ernennung  bestimmt wird , auch
in Hinkunft der Tag der Erledigung jeder Stelle kalendermäßig anzuführen.
Wenn für den Ernannten noch eine Zeitbeförderungs - oder die Klassenvor-
rückungssrist in Betracht kommt , ist im Anträge und im Ernennungsdekrete
der Dienst  rang  kalendermäßig zu bezeichnen . Erfolgt eine Ernennung im
Zeitbesörderungswege , so ist auch dieser Ümstand sowohl im Anträge als im
Ernennungsdekrete festzuhalten.

Ist für eine Stelle gemäß 8 12 der Bestimmungen die Leitungseignung
erforderlich , so ist im B e s e tz u n g s Vorschläge das Vorhandensein dieser
Eigenschaft ausdrücklich festzustellen.

6 . Die Berechnung der Dienstzeit nach 8 13 , Iit . a , 1. Absatz , hat in der
nachbezeichneten Weise zu erfolgen:
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a) Ist der Angestellte Praktikant , so kommt die Dienstzeit vom Nang-
tage  als Praktikant , beziehungsweise als Aspirant ab (8 2 , 6 . Absatz)
dann in Rechnung , falls er an diesen Tagen in der bezeichneten Eigen¬
schaft auch beeidet oder angelobt wurde , sonst vom Tage der Beeidigung,
beziehungsweise Angelobung.

b) Befindet sich der Angestellte in der II . Dienerbezugsklasse oder in der
niedersten Rangsklasse eines Status , welcher eine Klasse der Praktikanten
nicht besitzt , oder hat er in der seiner Rangsklasse im Status  vorher¬
gehenden niedrigeren Klasse (Rangsklasse , Klasse der Praktikanten ) eine
Uber die nunmehr  festgesetzte Beförderungsfnst binausgehcnde Dienst¬
zeit (Uberdienstzeit ) nicht vollstrcckt , so ist die Dienstzeit von seinem
gegenwärtigen Rangtage ab oder — mangels eines Rangtages — von
dem Tage der Erreichung seiner Klasse ab zu rechnen . (Bezüglich Diener
viä . G .-R .-B . vom 5 . April 1897 , Z . 3149 .)

a) Hat der Angestellte hingegen in der im Status vorhergehenden niedrigeren
Klasse (Nangsklasse , Klasse der Praktikanten ) eine Über  dienstzeit (viä.
lit . d) voll streckt , so ist seine Dienstzeit von dem Tage des Ablaufes
der nunmehr geltenden Beförderungsfrist ab zu rechnen . Dieser Tag
bildet zugleich den neuen Rangtag des Angestellten in seiner gegenwärtigen
Rangsklasse.

Gemäß § 13 , Uta , zweiter Absatz , darf dieZeitbeförderungs -, Klassenvor-
rückungs - und Stufenvorrückungsfrist eines Angestellten im allgemeinen nicht
vor jener des unmittelbaren Vormannes enden . Die Ausnahmen von diesem
Grundsätze sind im 8 13 , Ut a , zweiter Absatz , sowie hinsichtlich der Fristen
für die Bezüge  auch noch in der Vorschrift des § 13 , Ut a , dritter Absatz,
(viä . Q 7) enthalten . Eine weitere Ausnahme besteht hinsichtlich der B e-
förderung  auf Grund der Bestimmung des letzten Absatzes des 8 2 für
die aus dem Stande der Feuerwehr hervorgegangenen Bediensteten der
II . Dienerbezugsklasse . Die im 8 13 , Ut a , zweiter Absatz , angeführten , die
Ausnahme bedingenden Umstände kommen nur dann in Betracht , wenn sie die
gegenwärtige  Klasse des Angestellten betreffen.

7 . Wurde ein Beamter  durch einen nicht besser beschriebenen Nach¬
mann seinerzeit übergangen,  so ist er gemäß 8 13 , aliuoa a , dritter Ab¬
satz, hinsichtlich der Vorrückung in höhere Bezüge  nach .den für die Klassen¬
vorrückung  geltenden allgemeinen Vorschriften und Übergangsbestimmungen
mit der Ausnahme zu behandeln , daß der seinerzeitige Nachmann als nicht
vorhanden betrachtet wird . Die Beschränkung durch die Fristen der übrigen
Vormänner (8 13 , Ut . g, zweiter Absatz ) bleibt auch in diesem Falle aufrecht.
Die Vorrückung erstreckt sich höchstens auf die in dem Status  durch die
Zeitbeförderung oder Klassenvorrückung erreichbaren Bezüge und erfolgt auf
Grund der für den Status  festgesetzten (Beförderungs - und Klassenvor-
rückungs - ) Fristen . Die Zeitbeförderung eines solchen Angestellten tritt unab¬
hängig von der Vorrückung in dieBezüge  nach Maßgabe der bestehenden Vor¬
schriften und Übergangsbestimmungen ein.

8 . Ist die Zeitbeförderungs - , Klassenvorrückunqs - oder Stufenvorrücknngs-
frist eines Beamten (Praktikanten)  infolge der Dienstzeitanrechnung
nach 8 13 , Ut . a , erster Absatz , bei Vorhandensein der sonstigen Voraussetzungen
bereits vor dem 1. Jänner  1913 abgelaufen , so ist der (höhere ) Gehalt,
und zwar bei Beförderungen und Klassenvorrückungen auf Grund des bezüg¬
lichen Stadtratsbeschlusses vom 1. Jänner 1913 und das (höhere ) Quartiergeld
vom 1. Februar 1913 anzuweisen ; die weiteren  Fristen berechnen sich vom
Vollstreckungstage der abgelaufenen  Fristen ab .'

9 . Ist die Beförderung eines Beamten (Praktikanten)  bis zum
28 . Februar 1913 mit einem Rangtage nach dem 3l . Dezember  1912
erfolgt , so ist, falls der Beförderte hiedurch günstiger behandelt wird , gemäß
8 13 , Ut . t', der Rangtag und eventuell auch der Anfallstermin der Bezüge
auf Grund der neuen Zeitbeförderungs -Vorschriften und Übergangsbestimmungen
richtlgzustellen . Emem solchen Angestellten kommt demnach für diese  Beförde¬
rung und eventuell auch weiterhin die Dienstzeit , welche er in der vor seiner
Beförderung innegehabten Klasse , und die Überdienstzeit , welche er in der dieser
im Status vorausgehenden niedrigeren Klaffe vollstreckt hat , im Sinne der Aus¬
führungen unter Punkt 6 in Anrechnung . Gegebenen Falles hat auch
Punkt 8 dieser Durchführungsbestimmungen .in Anwendung zu kommen.

10 . Die Einrechnung der Feuerwehr -Überdienstzeit in die Beförderungs¬
frist für die I . Dienerbezugsklasse gemäß 8 2 , letzter Absatz , übt keinen Einfluß
auf die Bestimmung des Rangtages in der II . B e zu g s kl a s s e ; die Frist
läuft bloß entsprechend früher ab . Einem solchen Bediensteten wird bei seiner
Beförderung in die I . Bezugsklaffe zunächst  kein Rangtag bestimmt ; er
wird den in dieser Klasse bereits vorhandenen Angestellten lediglich angereiht.
Die Stufenvorrückungsfrist in der I . Bezugsklasse zählt von dem Tage des
Ablaufes der Beförderungsfrist ab . Der Rangtag wird einem solchen Be.
förderten erst in dem Zeitpunkte festgesetzt , in welchem ein Zeitraum von zehn
Jahren seit seinem Eintritte in die II . Bezugsklaffe verstrichen ist . De - bezüg¬
liche Vollstreckungstag ist gleichzeitig der Rangtag . Jene Angestellten , welche in
der Zwischenzeit ohne Berücksichtigung einer Feuerwehr-
dienstzeit  in die I . Bezugsklasse befördert werden , sind ihm jeweilig vor¬
zureihen.

Ist die zehnjährige Beförderungsfrist eines Bediensteten der II . Bezugs¬
klaffe bei Vorhandensein der sonstigen Voraussetzungen schon vor dem 1. Jänner
1913 abgelaufen , so ist auf Grund des Beförderungsbeschlusses des Stadtrates
der höhere Gehalt vom 1. Jänner 1913 und das höhere Quartiergeld vom
1. Februar 1913 anzuweisen . Soweit bei der Beförderung ein Rangtaq zu
bestimmen ist, ist der Vollstreckungstag der Frist auch der Rangtag . Die
Stufenvorrückungsfrist  in der I . Bezugsklasse ist jedoch , da für sie
eme Uberdienstzeit aus der II . Bezugsklasse gemäß 8 13 , lit . s , I . Absatz , nicht
in Anrechnung kommt , erst vom 1 . Jänner 1913 zu rechnen.

^sst die Beförderung in die I . Bezugsklasse bis zum 28 . Februar 1913
nut einem Rangtage nach dem 31 . Dezember  1912 vorgenommen
worden , so ist, falls der Bedienstete hiedurch günstiger behandelt wird , der
Rangtag und eventuell auch der Anfallstag der Bezüge gemäß 8 13 , lit . f nach
Maßgabe der in der II . Bezugsklasse vcllstreckten Dienstzeit richtigzustellen ; die
Stufenvorrückungsfrist beginnt mit dem ersten Bezugstage des neuen Gehaltes,
der jedoch nicht vor dem 1 . Jänner 1913 angewiesen werden kann.

Ist die neue Stufenvorrückungsfrist eines Angestellten der beiden Diener¬
bezugsklassen (8 2) bereits vor dem 1. Jänner 1913 abgelausen , so ist der
höhere Gehalt ab 1 . Jänner 1913 zuzuerkennen . Die weitere  Frist beginnt
vom Tage der Vollstreckung der abgelaufenen  Frist ab.

11 . Wurde die Beförderungs - oder Stufenvorrückungsfrist durch die neuen
Bestimmungen verkürzt , so verkürzt sich gemäß 8 13 , lit a , 4 . Absatz , um den¬
selben Zeitraum auch der durch ein Disziplinarerkenntnis erfolgte Aufschub der
betreffenden Beförderung ober Vorrückung.

12 . Der auf Grund der neuen Bestimmungen festgestellte Rangtag ist den
Beamten in geeigneter Weise bekanntzugeben und in Vermerkung zu nehmen.

13 . Die jeweiligen Zuweisungen der Kanzlei -Praktikanten und der Kcmzlei-
Dmrnisten zur Dienstleistung in der Hauptkasse , im Sieueramt , im Marktamt,
im Konskriptionsamt oder in der Kanzlei sowie der Kanzlisten und der Kanzlei-
Diurnisten zur Dienstleistung im Exckutionsamt oder im Zentral -Wahl - und
Steuerkataster sind in Hinkunft unverweilt  der Buchhaltung mitzuteilen

Die bisherige Reffortzugehörigkeit der Kanzlei -Praktikanten , Kanzlisten und
Kanzlei -Diurnisten in personeller Beziehung hat eine Änderung nicht erfahren.

14 . Angestellte , welche einen Anspruch auf Zeitbeförderung oder Klaffen¬
vorrückung (8 1, 8 13 lit . a, dritter Absatz ) erheben , haben ihren Anspruch durch
ein im Dienstwege eingebrachtes Gesuch , dem die entsprechenden Dokumente
beizulegen sind , geltend zu machen.

15 . Die neuen Bestimmungen über die Zeitbeförderung und Klassenvor¬
rückung können bei der Magistrats -Direktion behoben werden . Zu diesem Zwecke
wollen die Herren Bezirksvorsteher , Magistratsabteilungs - und Bezirksamts¬
leiter die für den Amtsgebrauch und für die zugeteilten rechtskundigen
Beamten (Praktikanten ), die Herren Direktoren der städtischen Ämter die für
den Amtsgebrauch und für das Gesamtpersonale nötige Anzahl von Exemplaren
dieser Bestimmungen mittels Dienstzettels ansprechen.

15 .

Anrechnung der Steigerungsqnote auf die nächste
Gehaltsstufe bei Versetzungen städtischer Angestellter

in den Ruhestand.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 1. März

1913 aä M . D . 995 ox 1912 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 16 ) :

Der Gemeinderat hat am 28 . Februar 1913 , zur Pr .-Z . 19200 , nach¬
folgenden Beschluß gefaßt:

„Der 1. Absatz des 8 5 . der I . und 2 . Absatz des 8 6 und der 8 13
der Pensionsvorschrift für die Gemeinde -Beamten und -Diener der k. k. Reichs¬
haupt - und Residenzstadt Wien , sowie der 8 61 , lit . o, und der 8 111 der
Dienstpragmatik für die Gemeinde -Beamten und -Diener der Stadt Wien
haben in Abänderung der bisherigen Textierung in Hinkunft zu lauten:

8 5 , 1. Absatz,  P e n s i o n s v o r s ch r i f t.

„Der Ruhegenuß wird nach Perzenten bemessen , welche von den letzten
in die Pension einrechenbaren Aktivitätsbezügen und , falls dem Angestellten bei
weiterer Dienstleistung noch der Anspruch auf eine Gehaltssteigerung offen
gestanden wäre , von der nachfolgend näher bestimmten Quote der Steigerung
aus die nächste Gehaltsstufe (Steigerungsquote ) berechnet werden . Diese Quote
beträgt soviele Teile der Gehaltssteigerung , als der Anzahl der vollstreckten
ganzen Jahre der Vorrückungsfrist im Verhältnis zu der (eventuell im
Disziplinarwege verlängerten ) Gesamtfrist entspricht . Hiebei bleiben Teile eines
ganzen Vorrückungsjahres unberücksichtigt , falls sie 6 Monate nicht übersteigen;
im anderen Falle werden sie für ein volles Jahr gerechnet.

Nach Äblauf des 10 . Dienstjahres beträgt der Ruhegenuß 40 X der
Aktivitätsbezüge und der Steigerungsqnote und steigt mit jedem weiteren
Dienstjahre

a ) bei den Beamten , zu deren definitiver Anstellung die Absolvierung von
Fachstudien an einer Hochschule durch die Dienstpragmatik oder durch be¬
sondere Beschlüsse des Gemeindcrates vorgeschrieben ist, ferner bei den
Marktamtsbeamten sowie bei den Offizieren und Unterbeamten der
städtischen Feuerwehr um 3X,

b) bei den übrigen Beamten und den Dienern um 2 4F , in allen Fällen
jedoch nur solange , bis der Ruhegenuß ohne Hinzurechnung der Perzente
der Steigerungsquote den letzten in die Pension einrechenbaren Aktivitüts-
bezügen gleichkommt ."

8 6 , 1 . und 2 . Absatz , Pensionsvorschrift.

„Der Ruhegenuß (Pensions - oder Quieszentenbezug ) besteht aus dem
Ruhegehalte , ferner , falls dem Angestellten bei weiterer Dienstleistung noch der
Anspruch auf eine Gehaltssteigerung offen gestanden wäre , aus dem Anteile an
der Steigerungsquote und aus dem Mietzinsbeitrage und wird nach den zu-
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letzt bezogenen , in die Pension einrechenbaren Aktivitätsbezügen sowie nach der
im 1. Absätze des 8 5 dieser Vorschrift bezeichnten Quote der Steigerung der
nächsten Gehaltsstufe bemessen.

Zu den Aktivitätsbezügen gehören:
a ) Der Aktivitätsgel,alt einschließlich der beretts angcfallenen Biennal - ,

Triennal - oder Quadriennalzulagen und aller jener Zulagen , die aus
Grund allgemeiner oder besonderer Bestimmungen als in die Pension
einrechenbar erklärt wurden;

b ) das Quartiergeld ."

ß 13 , P en s i o n s v o r s ch r i f t.

„Die Pension der Witwe eines Angestellten (Beamten oder Dieners ) wird
mit 40X des von ihm zuletzt bezogenen Aktivitätsgehaltes und Quartiergeldes,
sowie mit 40X der im 8 5 , Absatz 1, dieser Vorschrift bezeichnten Quote der
Steigerung auf die nächste Gehaltsstufe , jedoch höchstens mit 4000 L be¬
messen ."

8 61 , lit . e, D i e n st p r a g m a t i k.

„Der Aufschub der Vorrückung in die höhere Gehaltsstufe der Rang¬
oder Bezugsklasse , der Aufschub der Zeitbeförderung oder der Aufschub der
Klassenvorrückung , und zwar auf bestimmte Dauer ."

8 111 , Dienstpragmatik.
„Wird der quieszierte Beamte binnen 3 Jahren nicht wieder angestellt,

so ist derselbe in den bleibenden Ruhestand zu versetzen.
Der Ruhegenuß ist nach den zuletzt vor der Versetzung in den zeitlichen

Ruhestand bezogenen , in die Pension einrechenbaren Aktivitätsbezügen und nach
der in dem Zeitpunkte der Versetzung in den zeitlichen Ruhestand in Rücksicht
gezogenen Steigerungsquote der nächsten Gehaltsstufe in der Art auszumitteln,
daß hiebei die in der Quieszenz zugebrachte Zeit in die Dienstzeit eingerechnet
wird . Die anrechenbare Steigerungsquote selbst erfährt durch den Lauf der
Quieszentenzeit keine Erhöhung , hingegen der perzentuelle Anteil an derselben.

Die in der Quieszenz zugebrachte Zeit ist auch in dem Falle in die
Dienstzeit einzurechnen , wenn der in den zeitlichen Ruhestand versetzte Beamte
wieder angestellt wird ."

Diese Abänderungen treten mit 1 . Jänner 1913 in Wirksamkeit . "

1«.
Anzeige über gerichtliche Vorladungen städtischer

Angestellter
Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom

15. Februar 1913 , M . D . 740 ox 1913 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 17) :

Mit dem h. a . Erlasse vom 25 . Februar 1886 , M . D . 178 , wurde an¬
geordnet , daß jene städtischen Angestellten , welche zu einer strafgerichtlichen
Verhandlung , sei es als Klüger oder Geklagte oder als Zeugen oder in einer
sonstigen Eigenschaft vorgeladcn werden , der Magistrats -Direktion unverzüglich,
jedenfalls noch vor dem Vorladungstermine , mündlich die Anzeige zu erstatten
haben.

Da mit der Befolgung dieser Anordnung unter Umständen ein bedeutender
Zeit - und Arbeitsverlust verbunden war , so wurde diese Verfügung mit dem
h. a . Erlasse vom 30 . Dezember 1896 , M . D . 2587 , abgeändert und ange¬
ordnet , daß in Hinkunft die oben erwähnte Anzeige nicht mehr der Magistrats-
Direktion sondern dem unmittelbaren Amtsvorstande zu erstatten ist, wobei es
dem Ermessen des Amtsvorstandes anheimgestellt bleibt , in jenen Fällen , deren
Kenntnis aus dienstlichen oder anderen Rücksichten — etwa wegen der Be-
deutung der Strafsache — für die Magistrats -Direktion von Interesse ist, oder
in Fällen , wo eine Verfügung zu treffen ist, rechtzeitig einen schriftlichen
Bericht an die Magistrats -Direktion zu erstatten oder nach Umständen den be¬
treffenden Anzeigleger zu verhalten , sich persönlich bei der Magistrats -Direktion
vorzustellen.

Gleichzeitig wuede ungeordnet , daß diese Vorschrift auch bei Vorladungen
in zivilgerichtlichcn Angelegenheiten Platz zu greifen hat.

Ich bringe diese Anordnungen zur genauen Darnachachtung mit der
Weisung in Erinnerung , sämtliche unterstehenden Angestellten von dem Inhalte
dieses Normales in Kenntnis zu setzen.

IV.
Änderung der Geschäftseinteilung.

Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom
12 . Februar 1913 , M . D . 614 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 18) :

Der Herr Bürgermeister hat mit dem Erlasse vom 8 . Februar 1913,
Pr . Z . 2541 , verfügt , daß die bisher der Magistrals -Abteilung XI zugeteilten
Agenden des Wohnungsnachweiseamtes sowie jene der städtischen Auskunftei
für Sommerwohnungen , welche bisher in der Magistrats -Abteilung XXII

behandelt werden , der ncuerrichteten Magistrats -Abteilung 111 a (städtische
Wohnungsfürsorge ) zugewiesen werden.

Diese Verfügung tritt hinsichtlich der Agenden des Wohnungsnachweise-
amtes sofort in Kruft , während sie bezüglich der Geschäfte der städtischen Aus¬
kunftei für Sommerwohnungen in dem Zeitpunkte durchgesührt werden wird,
in welchem dies die Verhältnisse der Bureauräume möglich machen.

Verzeichnis der im ReichsgesetzblaLte und im Landes¬
gesetz - und Verordnungsblatts für Österreich unter
der Enns im Jahre IS irr publizierten Gesetze

und Verordnungen.

Reichsgesehblatt.
Nr . 26 . Internationales Übereinkommen vom

4 . Mai 1910 zur Bekämpfung des Mädchenhandels.

Nr . 2V . Verordnnng des Finanzministeriums
im Einvernehmen mrt dem Eisenbahnministerium vom
25 . Jänner 1913 , betreffend die Anzeige der von der k. k. Staats-
cisenbahnverwaltung abgeschlossenen Rechtsgeschäfte zur Gebührenbemessung.

Nr . 28 . Verordnung der Ministerien derFmanzen
und des Handels vom 25 . Jänner 1913 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Laibach zur Abfertigung glatter
Seidenwaren.

Nr . 2S . Verordnung des Finanzministeriums
vom 14 . Februar 1913 , betreffend die Abänderung der Hauszins-
steuer-Einzahlungstermine in der Stadtgemeinde Bielitz.

Nr . 3S . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 16 . Februar 1913 , betreffend die Errichtung eines
Polizei -Kommissariates in Boryskaw.

Nr . 31 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 19 . Februar 1913 , betreffend die Verlegung des Hauptzoll¬
amtes Feldkirch auf den Bahnhof.

Nr . 32 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19 . Februar 1913 , betreffend die Ermächtigung mehrerer Zoll¬
ämter zur Anwendung des summarischen Ansageverfahrens.

Nr . 33 . Internationales Übereinkommen vom
23 . September 1910  zur einheitlichen Feststellung bestimmter Regeln
über den Zusammenstoß von Schiffen sowie zur einheitlichen Feststellung be¬
stimmter Regeln über Hilfeleistung und Bergung in Seenot.

Nr . 34 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 21. Februar 1913 , betreffend die Erweiterung der Befugnisse
einiger königlich ungarischer Hauptzollamtsexposituren und Hauptzollämter.

Nr . 3 » . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 26 . Februar 1913,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Erläuterungen zum

Zolltarife vom k3 . Februar 1906.

Nr . 36 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und des Innern vom 19 . Fe¬
bruar 1913,  betreffend die Marktordnung für den Wiener Zentral-Vieh¬
markt in St . Marx.

Nr . 3V . Kaiserliches Patent vom 2 . März 1913,
betreffend die Auflösung des Landtages von Görz und Gradiska.

Nr . 38 . Kundmachung des k. u . k. gemeinsamen
Ministeriums vom 22 . Februar 1913 , wodurch die Aus¬
übung der Konsulargerichtsbarkeit in den ehemaligen ottomanischen Bilajets
Tripolis und Benghazi aufgehoben wird.

Nr . 3S . Kaiserliches Patent vom 12 . März 1913,
betreffend die Einberufung der Landtage von Galizien , Schlesien , Vorarlberg
und Triest.

Nr . 4S . Konzessionsurkunde vom 5 . März 1913
für die Lokalbahn von Ruprechtshosen nach Gresten.
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L . Landesgeseh- und Verordnungsblatt.

Nr . 2 <Z Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1913 , F . VII ll-2783/7/12 , betreffend die teilweise
Änderung der mit den hicrortigen Kundmachungen vom 12 . Dezember 1891,
L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 61 , vom 27 . Dezember 1905 , L.-G .-- u . V .-Bl . Nr . 166,
und vom 17. Oktober 1907 , L.-G .- u . B .-Bl . Nr . 130 , festgesetzten Grenzen
der Wiener Polizei -Kommissariatsbezirke.

Nr . 27 . Gesetz vom 4 . Jänner 1913 , betreffend die
Einhebung von Gebühren für die Ausstellung von Viehpüssen und die Vor¬
nahme der Viehbeschau für diesen Zweck durch die Stadtgemeinde Wiener-
Neustadt.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Jänner 1913 , Z . XI b - 12/1 , betreffend die provisorische Fort¬
einhebung der Landesumlagen im I . Quartale 1913.

Nr . 2S Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
20 . Jänner 1913 , F . XI b -73/2 , betreffend die der Gemeinde
Molzegg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . ÄS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Jänner 1913 , Z . XI d 7/5 , betreffend die der Gemeinde Aal¬
fang , Gerichtsbezirk Schreins , erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Pro¬
zent der direkten Steuern des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 3L Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11.  Februar 1913 , Z . 11- 297/4 , betreffend die Durchführung der
Hauptstellung im Jahre 1913.

Nr . !L2. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7 . Februar 1913 , Z . XI b-159/49 , betreffend die Änderung der
Namen der Ortsgemeinde „ Rottenhaus " , der Katastralgemeinde „ Galtbrunn"
und der Ortsgemeinde „ Mitterwasser " im politischen Bezirke Scheibbs in
„Gumprcchtsfelden " , beziehungsweise , ,Mühling " .

Nr . 33 . Gesetz vom 1. Februar 1913 , wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend Erlassung einer
Hausbesorgerordnung für das Gebiet der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien und der Städte Baden , Krems , Mödling , St . Pölten , Wiener -Neustadt.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
18 . Februar 1913 , Z . X -531/43 , womit das zwischen der Staats¬
verwaltung und dem Landes -Ausschusse abgeschlossene Übereinkommen über die
Ausführung der Verbauung der Rutschung im Gebiete des Reifgrabens in
der Gemeinde St . Anton an der Jeßnitz verlautbart wird.

Nr . ÄS. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
12 . Februar 1913 , F . 6 1-89/3 , mit welcher einige Bestimmungen,
insbesondere die des 3., 4 ., 5,. und 6. Absatzes der Kundmachung des k. k.
Statthalters nn Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 29 . Jänner
1894, Z . 3724 , L.-G.- und V.-Bl . Nr . 7, betreffend die von den Praktikanten
des Wiener Stadtbauamtes in Gemäßheit des für die Rcichshaupt - und
Residenzstadt Wien in Geltung stehenden Gemeindestatutes abzulegende Prüfung
für den Staatsbaudienst , abgeändert werden .*)

Nr . Ätl. Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Februar  1913 , A . X-362/1 , womit § 14 der Statthalterei-
Verordnung vom 12. Jänner 1906 , Z . VI - 15I./6 , L.-G .-Bl . Nr . 13, betreffend
das Verhalten vor , während und nach einer Überschwemmung der an der
Donau und am Wiener Donaukanale liegenden Gemeindebezirke Wiens , abge¬
ändert und ergänzt wird.

*) Siehe Stück 9 dieser Nummer.
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